Otto  von  Hessen, 

Irzbischof  von  Magdeburg. 
1327—61. 


^   ' 


Inaugural  -  Dissertation 

Erlangung  der  Doktorwürde 

der  Hohen  Philosophischen  Fakultät 

der 

Vereinigten  Friedrichs-Universität  Halle -Wittenberg 

vorgelegt  von 

Martin  Kluge 

aus  Beiersdorf  in  Sachsen. 


Halle  a.  S. 

Buchdruckerei  Hohmann 
1911. 


Referent:   Geheimrat  Prof.  Dr.  Th.  Lindner. 


Inhalt. 

Ottos  Ernennung  und  erste  Amtstätigkeit.  Die  Lösung 
der  Städte  Magdeburg  und  Halle  vom  Bann      ...      7 

Erzbischof  Otto  in  seinen  Beziehungen  zu  seinen  Nachbar- 
fürsten, besonders  den  Braunschweigern  und  Branden- 
burgern, vor  dem  Regierungsantritt  Karls  IV.     ...    23 

Der  falsche  Waldemar 44 

Erzbischof  Ottos  Stellung  zu  Magdeburg.  Sein  inner- 
kirchliches Wirken.    Sein  Ende .60 


Uebersicht  über  die  Hauptquellen 
und  Urkundensammlungen. 

Gesta    archiepiscoporum    Magdeburgensium.      Continuatio  I,    ed. 

W.  Schum,  Mon.  Germ.  S.  S.  XIV,  432  ff. 
Magdeburger  Schöppenchronik,  hrsg.  v.  Janicke  (Städtechroniken  7). 
Sagittarius   Historia  ducatus   Magdeburgensis   in    Boysens  Histor. 

Magazin  III,  136  ff.  (Halle  1768). 
von  Dreyhaupt,  Saal-Creys,  Halle  1749. 


S.  Schmidt,  Päpstliche  Urkunden  und  Regesten,  die  Gebiete  der 
heut.  Provinz  Sachsen  und  der  Umlande  betr.  (Bd  21 
iv  22  der  Geschichtsquellen  der  Provinz  Sachsen.) 

G.  Hertel,  Urkundenbuch  der  Stadt  Magdeburg.  (Geschichts- 
quellen 26—28.) 

G.  Hertel,  Urkundenbuch  des  Klosters  Unser  lieben  Frauen  zu 
Magdeburg.     (Geschichtsquellen  10.) 

E.  Ph.  W.  Gercken,  Codex  diplomaticus  Brandenburgensis.  8  Bde. 
Salzw.   1769—85. 

A.  F.  Riedel,  Codex  dipl.  Brandenburg.,  I.  Hauptt.  25  Bände, 
II.  Hauptt.  6  Bde.,  III.  Hauptt.  3  Bde.,  IV.  Hptt.  1  Bd. 
Berlin  1838—65. 

O.  v.  Heinemann,  Cod.  diplomaticus  Anhaltinus,  6  Teile.  Dessau 
1867—83. 

H.  Sudendorf,  Urkundenb.  zur  Geschichte  der  Herzöge  von 
Braunschweig  und  Lüneburg.  10  Teile.  Hannover  1859 
bis  83. 

Urkundenbuch  des  Höchst.  Halberstadt  und  seiner  Bischöfe. 
4  Teile.  Bd.  7,  21,  27,  40  der  Publikationen  a.  d. 
Kgl.  preußischen  Staatsarchiven. 


—     6     — 

Nachforschungen  nach  noch  nicht  gedruckten  Urkunden  im 
Kgl.  preußischen  Staatsarchiv  zu  Magdeburg  haben  leider  nichts 
zu  Tage  gefördert,  wodurch  die  vorliegende  Arbeit  wesentlich 
bereichert  worden  wäre.  An  dieser  Stelle  sei  es  mir  gestattet, 
Herrn  Geh.  Archivrat  Dr.  Winter  für  die  Erlaubnis,  das  Archiv 
zu  benutzen,  meinen  Dank  auszusprechen,  sowie  Herrn  Dr.  Israel 
für  seine  Unterstützung. 


Ottos  Ernennung  und  erste  Amtstätigkeit. 

Die    Lösung  der  Städte  Magdeburg   und 

Halle  vom  Bann 

Als  in  der  Nacht  vom  20.  auf  den  21.  September  1325 
in  Magdeburg  das  Unerhörte  geschehen  war,  daß  Erzbischof 
Burchard  III.  durch  die  Schuld  des  Rates  der  Stadt  einen  ge- 
waltsamen Tod  fand1,  zeigte  sich  vor  allem  der  Landgraf 
Otto  von  Hessen  beflissen,  den  Vatikan  von  der  Greueltat  in 
Kenntnis  zu  setzen.2  Noch  glaubte  der  eigene  Bruder  des 
Ermordeten,  Bischof  Gebhard  von  Merseburg,  nicht  an  die 
Tatsache.3  Denn  der  schuldige  Rat  von  Magdeburg,  dem  be- 
greiflicherweise daran  lag,  die  Wahrheit  so  lange  als  möglich 
zu  verheimlichen,  wußte  ein  Gerücht  auszusprengen,  nach  dem 
Erzbischof  Burchard  noch  am  Leben  sein  sollte.  Dies  drang 
auch  nach  Avignon,  und  da  wohl  niemand  geneigt  ist,  den 
schlimmsten  Nachrichten  gleich  zu  trauen,  so  schrieb  Papst 
Johann  XXII.  am  17.  November  1325  an  den  Mainzer 
Erzbischof  Matthias,  er  habe  die  Provision  für  Magdeburg  auf 
die  Kunde,  Burchard  lebe  noch,  wieder  zurückgezogen.4  Wem 
jene  Provision  habe  gelten  sollen,  verrät  der  päpstliche  Brief 
nicht,    doch  besteht  kein  Grund,    anzunehmen,    Johann  habe 


1  Ueber  Burchard  III.  s.  Koch,  Magdeb.  Geschichtsblätt.  23 
(1888)  S.  213—78  und  325—69.  über  Burchards  Tod  außerdem 
Hertel,  Magd.  Geschbl.  22,  53—72. 

2  Gesch.  Qu.  21.  176,  Urk.  217. 

3  ebda. 

4  ebda.  S.  168,  Urk.  196. 
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damals  einen  andern  Kandidaten  im  Auge  gehabt  als  den, 
der  nachher  wirklich  das  Archiepiskopat  davontrug. 

Am  21.  Januar  1326  scheint  man  in  Avignon  zwar  von 
dem  Morde  überzeugt  gewesen  zu  sein,  denn  es  erging  an 
den  Erzbischof  von  Köln  und  den  Bischof  von  Lüttich  der 
Auftrag,  möglichst  rasch  über  den  Tod  des  Magdeburger 
Metropoliten  Bericht  zu  erstatten  l,  doch  von  neuem  durch  die 
Zweifel  Bischof  Gebhards  von  Merseburg  irregeführt2,  erließ 
der  Papst  erst  am  achten  August  desselben  Jahres  an  die 
Bischöfe  von  Meißen,  Naumburg  und  Hildesheim  den  Befehl, 
die  an  dem  Verbrechen  Beteiligten  vorläufig  zu  bannen;  die 
weitere  Bestrafung  behielt  er  sich  noch  vor.3 

Inzwischen  war  im  Erzstift  selbst  schon  längst  aller  Zweifel 
an  der  verhängnisvollen  Tat  geschwunden.  Schon  am 
25.  Oktober  1325,  also  reichlich  einen  Monat  nach  Burchards 
Ende,  hatten  die  Domherren  in  Neuhaldensleben  ein  General- 
kapitel abgehalten,  um  sich  über  die  Lage  zu  verständigen 
und  Rats  zu  pflegen,  und  hatten  dabei  des  Erzbischofs  als 
eines  Verstorbenen  gedacht.4  Wahrscheinlich  bald  darauf 
wurde  der  Domdechant  Heidenreieh  von  Erpiz  zum  Nachfolger 
gewählt.  Doch  als  dieser  sich  das  Pallium  vom  Papste  holen 
wollte,  ward  er  unterwegs  in  der  Nähe  von  Eisenach  gefangen 
genommen  und  starb  darüber,  nach  der  einen  Ueberlieferung 
in  der  Gefangenschaft  selbst,  nach  der  andern  kurz,  nachdem 
er  wieder  losgekommen  war.5  Die  neue  Wahl  des  Kapitels 
fiel  auf  den  Dompropst  Heinrich  von  Stolberg. 

Indessen  Papst  Johann  XXII.  hatte  sich  die  Besetzung 
der  Stelle  schon  zu  Lebzeiten  Burchards  vorbehalten,  um, 
wie  er  jetzt  erklärte,  der  Diözese  einen  besonders  geeigneten 
und   tüchtigen   Oberhirten  zu  geben,    und  erkannte  die  Wahl 


1  Gesch.  Qu.  21,  S.  171,  Urk.  201. 
*»■%»  2  ebda.  176,  Urk.  217. 

3  ebda.  S.  180,  Urk.  229. 

4  Magd.  Geschbl.  7,  S.  97  und  366  ff.  Beilage  3. 

5  Gesta   arch.  Magd.  432,   Schöppenchronik   S.  197,    Chron. 
S.  Petri  Erford.  in  S.  S.  XXX  1,  451. 
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der  Domherren  nicht  an,  mochte  sie  auch  —  diese  Möglich- 
keit gab  er  zu  —  in  Unkenntnis  seiner  Verfügung  vor- 
genommen worden  sein.  In  solcher  Machtbefugnis  providierte 
er  also  am  10.  März  1327  Otto,  den  dritten  Sohn  des  schon 
erwähnten  Landgrafen  von  Hessen,  der  mit  Adelheid,  einer 
Gräfin  von  Ravensberg,  vermählt  war,  mit  dem  Erzbistum 
Magdeburg.1  Damit  hatte  der  Landgraf,  des  Erwählten  Vater, 
das  Ziel  erreicht,  auf  das  er  seit  Burchards  Tode  losgesteuert 
zu  sein  scheint.  Nicht  allein  durch  eifrige  Uebermittlung  von 
Nachrichten  suchte  er  die  päpstliche  Gunst  zu  gewinnen.  Um 
eben  dieselbe  Zeit  war's  auch,  daß  er  Johann  den  Plan  unter- 
breitete, ein  Kollegiatstift  in  Grünberg  zu  gründen.2  Er  hatte 
auf  seine  Bewerbungen  hin  auch  schon  die  päpstliche  Zu- 
sicherung erhalten,  Otto  werde  im  gegebenen  Falle  berück- 
sichtigt werden3,  doch  scheint  ihm  dieser  allgemein  gehaltene 
Bescheid  nicht  genügt  zu  haben  Denn  als  die  erste  Kapitel- 
wahl durch  Heidenreichs  Tod  erledigt  worden  war,  begab  er 
sich  mit  seiner  Gemahlin  gar  auf  die  Reise  nach  Avignon, 
um  dem  Sshn  die  Wege  zum  Episkopat  zu  ebnen.4  Von  der 
Wahl  des  Stoibergers  wird  er  da  schwerlich  schon  erfahren 
haben.  Die  großen  Anstrengungen  aber,  die  er  machte, 
lassen  sich  aus  der  Größe  seiner  Forderung  leicht  erklären. 

Otto  war  erst  vierundzwanzig  Jahre  alt5  und  nur  Dom- 
herr in  Köln6  und  Inhaber  einiger  Kommunikate  in  Münster 
und  Paderborn.7  Bei  seiner  hohen  Abkunft  und  seinen  per- 
sönlichen Vorzügen,   deren   die  Provisionsurkunde  eine  ganze 


1  Gesch.  Qu.  21,  S.  191,  Urk.  256. 

2  ebda.  S.  173,  Urk.  206  und  177,  Urk.  219.  Gemeint  ist 
jedenfalls  Grünberg  in  Oberhessen,  jetzt  Kreis  Gießen:  negotium 
ecclesiae,  quam  intendit  dilectus  filius  nobilis  vir  Otto  in  terra 
sua  construere,  s    die  angeführte  Urk. 

3  ebda.  21,  S.  176,  Urk.  217  vom  vierten  Mai  1326. 

4  Gesta  433. 

5  Gesch.  Qu.  21,  S.  191,  Urk.  256. 

6  ebda. 

7  ebda.  S.  200,  Urk.  274. 
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Reihe  aufzählt,  konnten  diese  Mängel  freilich  nicht  als  unüber- 
brückbar gelten,  und  Papst  Johann  war  es  ein  leichtes,  wenn 
er  einmal  darüber  hinwegsehen  wollte,  den  Landgrafensohn 
davon  zu  dispensieren.1  Sonst  war  kein  Widerstand  weiter 
zu  überwinden.  Denn  die  Bürger  von  Magdeburg  waren  der 
päpstlichen  Gunst  und  Gnade  als  Gebannte  viel  zu  bedürftig, 
um  sich  etwa  gegen  den  vom  Papste  eingesetzten  Erzbischof 
wegen  seiner  Jugend  und  seiner  Zugehörigkeit  zum  niederen 
Klerus  aufzulehnen.  Dazu  flößte  ihnen  auch  der  Umstand, 
daß  Otto  ein  Nachkomme  der  heiligen  Elisabeth  von  Thüringen 
war  —  seine  Urgroßmutter  Sophie,  die  Gemahlin  Herzog 
Heinrichs  V.  von  Brabant,  war  deren  Tochter2  —  von  vorn- 
herein Ehrfurcht  vor  ihm  ein  und  erwarb  ihm  Zuneigung. 
Dementsprechend  empfingen  ihn  sowohl  die  Stadt  als  auch 
Kapitel  und  Adel  des  Erzstifts  freundlich  und  ehrenvoll, 
während  Heinrich  von  Stolberg  nichts  übrig  blieb,  als  zurück- 
zutreten.3 Vergebens  zeigte  er  sich  jetzt  bereit,  die  Bürger 
durch  Fürsprache  beim  Papste  zu  unterstützen;  nachdem  er's 
ihnen  vorher,  allerdings  gemäß  den  Kapitelbeschlüssen  vom 
25.  Oktober  1325,  rundweg  abgeschlagen  hatte,  als  sie  ihn 
darum  baten 4,  mochten  sie  nun  ihrerseits  nichts  von  ihm 
wissen,  und  als  zuletzt  auch  im  Kapitel  Zwietracht  entstand, 
indem  ein  Teil  der  Mitglieder  von  ihm  abschwenkte,  gab  er 
seine  Sache  verloren.  Denn  das  allein,  daß  Otto  sein  Recht 
vom  Papste  herschrieb,  hätte  den  Nebenbuhler  vielleicht  nicht 
vermocht,  den  Platz  zu  räumen.  Behauptete  sich  doch  in 
Halberstadt  Bischof  Albrecht  II  jahrzehntelang  wider  päpst- 
lichen Willen.  Aber  es  wäre  dann  zum  Kriege  gekommen, 
und  Unruhe  und  Unfrieden  hatten  Stadt  und  Land  unter  dem 
letzten  Herrn  genug  gehabt. 


1  Gesch.  Qu.  S.  194,  Urk.  258. 

2  Hoffmeister,  Hist.  genealog.  Handbuch  über  alle  Linien  des 
h.  Regentenhauses  Hessen.     Marburg  1874. 

3  Gesta  433. 

*■  Schöppenchronik  S.  198. 
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Der  Rolle  eingedenk,  die  der  Papst  bei  seiner  Ernennung 
gespielt  hatte,  setzte  Otto  in  seinen  Urkunden  anfangs  den 
apostolischen  Vater  der  Gnade  Gottes  an  die  Seite  und 
schrieb  sich  nos  Otto  Dei  et  apostolicae  sedis  gratia  sanctae 
Magdeburgensis  electus.  Er  war  nicht  der  erste,  der  diesen 
Brauch  übte.1  Nachdem  er  aber  erst  die  Bestätigung  und  das 
Pallium  vom  Papste  empfangen  hatte,  scheint  er  sich  diesem 
bald  weniger  verbunden  gefühlt  zu  haben,  denn  bereits  in 
den  Urkunden  nach  1330  bedient  er  sich  der  weitläufigen 
Formel  nicht  mehr.  Ja,  gegen  Ende  seiner  mehr  als  dreißig- 
jährigen Amtszeit  wird  ihm  von  päpstlicher  Seite  gar  Mangel 
an  Dankbarkeit  und  Widerspenstigkeit  bei  Förderung  der 
Angelegenheiten  der  Kirche  vorgeworfen.2) 

Ottos  Uebersiedelung  nach  Magdeburg  wird  in  den 
Sommer  des  Jahres  1327  gefallen  sein,  jedenfalls  hat  er  vor 
dem  l.  September  dieses  Jahres  seinen  feierlichen  Einzug  dort 
gehalten.  An  diesem  Tage  erklärt  er  nämlich  die  Magde- 
burger Schöffen,  Ratmannen,  Innungsmeister  und  die  Bürger- 
•gemeinde  -Wegen  der  Gunst  und  Freundschaft,  die  er  bei 
ihnen  gefunden  habe,  für  unschuldig  an  Erzbischof  Burchards 
Tode  und  verpflichtet  sich,  auf  eigene  Kosten  eine  Gesandt- 
schaft an  den  Papst  abzuordnen,  um  dessen  Absolution  für 
sie  zu  erwirken.  Zugleich  bestätigte  er  die  Freiheiten  der 
Stadt  und  ihre  Rechte  und  sagte  ihr  seinen  Schutz  und  Schirm 
gegen  Fürsten,  Herren  und  Feinde  zu.3 

Der  Zustand,  in  dem  der  neue  Erzbischof  das  Stift  vorfand, 
war  beklagenswert.  In  den  verworrenen  Zeiten  vor  und  nach 
Burchards  Tode  waren  viele  Güter  der  Kirche  durch  Ver- 
pfändung in  fremde  Hände  übergegangen,  und  die  vier  Dom- 
herren,  denen   sie   während    der   Vakanz   anvertraut   waren, 


1  vgl.  Lentz,   Traktat   von  Gottes   und  des  heiligen  apostol. 
Stuhls  Gnaden.     Halle,  1748. 

2  Böhmer,  Regesten  des  Kaiserreichs  unt.  Karl  IV.    Additam. 
I,  p.  326. 

3  Magd.  Staatsarchiv,  Copiar.  341a,  f.  52.    Regest  s.  Magd. 
Üb.  I,  326. 


—     12     — 

hatten  damit  zu  eignem  Vorteil  geschaltet,  sich  und  ihre  Freunde 
davon  bereichert  und  Schulden  über  Schulden  angehäuft.1 
Den  geringen  Rest,  der  von  allem  übrig  geblieben  war,  mußte 
Otto  schließlich  gleichfalls  versetzen,  um  die  Kosten,  die  er 
für  das  Pallium  an  die  päpstliche  Kammer  zu  entrichten  hatte, 
aufzubringen,  so  daß  ihm  nachher  nichts  als  der  erzbischöfliche 
Palast  in  Magdeburg  zur  Verfügung  stand.2  Später  ließ  er 
sich's  angelegen  sein,  das  Verlorene  znrückzugewinnen;  so  kam 
es,  daß  seine  Regierung  wie  die  seines  Vorgängers  an 
kriegerischen  Unternehmungen  reich  war. 

Das  nächste,  was  nottat,  war  die  Wiedererlangung  des 
päpstlichen  Friedens  für  die  Diözese.  Nicht  allein  Magdeburg, 
als  den  Schauplatz  der  Mordtat,  auch  Halle  und  Calbe  hatte 
der  Bannfluch  getroffen,  weil  aus  beiden  Orten  je  einer  der 
Mörder  stammte.  Das  bedeutendste  Gemeinwesen  des  Erz- 
bistums neben  der  Hauptstadt,  hatte  Halle  in  seinem  kraftvollen 
Emporstreben  unter  Burchards  städtefeindlichem  Regiment  nicht 
wenig  gelitten.  Die  Anwesenheit  ihrer  Gesandten  in  Magde- 
burg zur  Zeit  des  Verbrechens  fiel  jetzt  überdies  belastend* 
für  die  Stadt  ins  Gewicht,  doch  Otto  scheint  ihr  von  Anfang 
an  wohlgesinnt  gewesen  zu  sein.3  Wie  Magdeburg,  so  hatte 
er  an  jenem  1.  September  1327  auch  Halle  seinen  Beistand 
unter  gleichzeitiger  Bestätigung  der  städtischen  Privilegien 
zugesagt.4  Papst  Johann  war  jedoch  nicht  gesonnen,  die 
Frevler  leichten  Kaufes  schnell  zu  entlassen,  und  obwohl  die 
gebannten  Orte  in  einem  an  ihn  gerichteten  Schreiben  um 
Gnade  und  Erbarmen  flehend  volle  Genugtuung  anboten, 
schärfte  er  doch  den  mit  der  Untersuchung  betrauten  Bischöfen 
ein,  größte  Strenge  walten  zu  lassen.5  An  Otto  hatte  er, 
als  er  kaum  erwählt  war,   das  Ansinnen  gestellt,   den  Merse- 


1  Gesta  433,  Schöppenchronik  198. 

2  ebda. 

3  vgl.  Hertzberg,  Geschichte  der  Stadt  Halle,  Halle  1889  ff. 
Bd.  I,  S.  200. 

4  Dreyhaupt  I,  677. 

5  Gesch.  Qu.  XXI,  S.  180,  Urk.  229. 
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burger  Bischof  in  seinem  Kriege,  den  er  gegen  die  Städte 
führte,  um  seinen  Bruder  zu  rächen,  zu  unterstützen.1  Daß 
Otto  dem  nachgekommen  wäre,  davon  wird  uns  nichts 
berichtet,  und  es  ist  auch  wenig  wahrscheinlich.  Denn  woher 
sollte  er  die  Mittel  dazu  nehmen,  und  was  lag  ihm  daran 
durch  schroffe  Parteinahme  gegen  sie  die  Bürger  vor  den 
Kopf  zu  stoßen,  die  ihm  bisher  guten  Willen  zur  Eintracht 
entgegengebracht  hatten?  Da  die  Nachbarfürsten  von  den 
brandenburgischen  Wirren  in  Anspruch  genommen  waren, 
scheint  Bischof  Gebhard  ohne  Bundesgenossen  geblieben  und 
sein  Feldzug  im  Sande  verlaufen  zu  sein. 

Während  Magdeburg  unter  großen  Opfern  Gesandte  am 
päpstlichen  Hof  hielt,  ließ  sich's  Halle  dem  Erzbischof  gegen- 
über viel  kosten.  Am  13.  März  1328  verzichtet  der  Rat  dieser 
Stadt  auf  1100  Mark  Silbers,  die  er  als  Schuld  auf  dem 
Schlosse  Giebichenstein  stehen  hatte.2  Dies  war  1324  von 
Graf  Burchard  von  Mansfeld  dem  Erzstift  entrissen,  später 
aber  an  den  Rat  von  Halle  versetzt  worden.  Die  Frist  für 
die  Wiedertiinlösung  lief  bis  zum  6.  Januar  1329.  Nun  hatte 
Erzbischof  Otto  wahrscheinlich  Unterhandlungen  über  die 
Rückgabe  mit  dem  Grafen  angeknüpft  und  erreicht,  daß 
Graf  Burchard  ihm  die  Burg  unter  der  Bedingung  abtrat, 
daß  er  die  darauf  haftende  Schuld  mit  übernehme;  so  ward 
Halle  die  Gläubigerin  des  Erzbischofs.  Der  Verzicht  auf 
das  Recht  an  dieser  Forderung  war  ein  hoher  Preis  für  die 
Verpflichtung  des  Erzbischofs,  sein  Versprechen  vom  Vorjahre 
zu  halten,  die  die  Stadt  dagegen  einhandelte.  Löste  sich 
Otto  indessen  nicht  innerhalb  zweier  Jahre,  sollte  das  Schloß 
von  den  Grafen  von  Mansfeld,  die  es  inzwischen  besetzt 
halten  sollten,  den  Bürgern  von  Halle  zurückgegeben  werden. 

Ohne  die  päpstliche  Zustimmung  abzuwarten,  hob  Otto  am 
23.  Dezember  1329  nach  einer  Untersuchung  im  Moritzkloster 
zu  Halle,  bei  der  sich  die  Ratsherren   des  Jahres   1325   und 


1  Gesch.  Qu.  S.  195,  Urk.  261,  vom  6.  April  1327. 

2  Dreyhaupt  II,  853,  nr.  555,  I,  61. 
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jene  Gesandten  zu  verantworten  hatten,  das  Interdikt  für  Halle 
auf.  Viele  hohe  Geistliche,  darunter  auch  Bischof  Gebhard 
von  Merseburg  und  der  Weihbischof  Johann  von  Corone 
waren  zugegen,  ein  kaiserlicher  Notar  fertigte  das  noch 
erhaltene  Aktenstück  aus1,  doch  Johann  kehrte  sich  an  all 
das  nicht.  Von  neuem  gereizt  durch  die  eigenmächtige  Hin- 
richtung eines  Mönches,  der  in  Magdeburg  beim  Feuer- 
anlegen ertappt  worden  war,  ließ  er  sich  durch  den  Erz- 
bischof weder  Halle  noch  Magdeburg  gegenüber  zur  Milde 
stimmen. 

Darüber  verlor  das  Volk  in  Magdeburg  die  Geduld, 
denn  unter  der  Stockung  von  Handel  und  Wandel,  die  das 
Interdikt  verursachte,  hatten,  wie  überall,  die  unbemittelten 
Klassen  am  meisten  zu  leiden,  und  da  sie  im  Rat,  der  die 
Hauptschuld  an  Burchards  Tode  trug,  den  Urheber  ihrer  Not 
erblickten,  wandten  sie  sich  in  einem  Aufstande  gegen  ihn. 
Am  l.  Mai  1330  versammelte  sich  das  gemeine  Volk  bei  den 
Barfüßermönchen  und  auf  dem  St.  Ulrichskirchhofe  und  hielt 
strohbeladene  Wagen  bereit,  um  die  Buden  und  Läden  der 
Seidenkrämer  in  Brand  zu  stecken,  während  diese  mit  den 
Gewandschneidern  und  den  Reichen,  die  alle  auf  der  Seite 
des  Rates  standen,  sich  bewaffnet  auf  dem  St.  Johanniskirch- 
hofe,  dem  Rathaus  und  dem  Gildehaus  der  Seidenkrämer  zu- 
sammenfanden. Davon  hörte  der  Erzbischof,  eilte  aus  seinem 
Palast  herbei  und  trat,  als  sie  sich  schon  auf  Schußweite  ge- 
nähert hatten,  zwischen  die  Parteien  und  es  gelang  ihm,  eine 
friedliche  Erledigung  der  Angelegenheit  herbeizuführen.2  Es 
kam  zu  einer  Verfassungsänderung,3  wonach  den  Innungen 
Teilnahme   am   städtischen    Regiment   gewährt   wurde.     Und 


1  Veröffentlicht  von  W.  Schum  im  17.  Band  der  Neuen 
Mitteil,  des  thür.  sächs.  Vereins  S.  267  ff.  Hertzberg,  a.  a.  O. 
erwähnt  im  Jahre  1328  eine  Untersuchung  in  Merseburg  und 
eine  in  Neuwerk,  vgl    die  Urk.  bei  Dreyhaupt  I,  64  ff. 

2  S.  S.  XIV  a.  a.  O.  433.     Schöppenchronik  201. 

3  Urkunde  gedruckt  bei  Hoffmann,  Gesch.  d.  Stadt  Magdeburg, 
1845,  I,  245  ff. 
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zwar  sollten  künftig  aus  jeder  der  fünf  großen  Innungen  vier 
Mann  gewählt  werden,  die  ihrerseits  wieder  einen  Vertreter 
in  den  Rat  zu  entsenden  hatten,  für  jede  Innung  einen,  ebenso 
erhielten  die  gemeinen  Innungen  das  Recht,  fünf  Ratsleute  zu 
erwählen.  Diese  Zehn  zusammen  durften  ferner  zwei  geeignete 
gemeine  Bürger  für  den  Rat  bestimmen.  Doch  war  es  nicht 
statthaft,  daß  sich  unter  diesen  zwölf  Abgeordneten  Vater 
und  Söhne  oder  Brüder  befänden.  In  Sachen,  die  die  Macht 
der  Stadt  angingen,  sollten  die  fünf  Vertreter  der  gemeinen 
Innungen  kein  entscheidendes  Wort  sprechen,  bevor  sie  sich 
mit  den  übrigen  Meistern  ins  Einvernehmen  gesetzt  hätten. 
Wer  ein  städtisches  Amt  bekleidete,  war  gehalten,  zweimal 
jährlich  vor  dem  Rate  und  den  Innungsmeistern  Rechenschaft 
abzulegen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wurden  auch  die  Mitglieder  des 
sogenannten  weiten  Rates,  der  Burchards  Ermordung  auf 
dem  Gewissen  hatte,  sechsunddreißig  an  der  Zahl,  aus  der 
Stadt  verwiesen. 1  Unter  den  mit  neuen  Rechten  ausgestatteten 
gemeinen  Innungen  war  auch  die  der  Brauer  und  Bäcker,  die 
Erzbischof  Otto  erst  in  der  Pfingstwoche  desselben  Jahres 
bestätigt  hatte.2 

Um  diese  Zeit  erhielt  Otto  vermutlich  Pallium  und 
höhere  Weihen.  Denn  obwohl  der  Papst  schon  unterm 
8.  August  1327  an  seinen  Erwählten  wegen  des  ersteren  ge- 
schrieben hatte,  wobei  er  ihm  erließ,  es  sich  selbst  in  Avignon 
zu  holen3,  auch  unterm  gleichen  Datum  die  Bischöfe  von 
Münster,  Osnabrück  und  Merseburg  angewiesen  hatte,  seinen 
Abgesandten  Heinrich  von  Jülich  zu  erwarten4,  und  Otto 
gestattet  hatte  die  höheren  Weihen  von  einem  beliebigen  Bischof 
zu  empfangen 5,  so  schrieb  sich  Otto  doch  bis  ins  Jahr  1330 


1  S.  S.  XIV  a.  a.  O.  433  Z.  32. 

2  Urk.  bei  Rathmann,  Gesch.  d.  St.  Magdeburg  II,  493  f. 

3  Gesch.  Qu.  21,  201,  Urk.  278. 

4  ebda.  279. 
6  ebda  280. 
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nur  Elektus.1    Wodurch  die  Verzögerung  der  päpstlichen  Be- 
stätigung entstanden,  ist  nicht  zu  ermitteln. 

Dadurch,  daß  die  schuldigen  Ratsmänner  nun  aus  der 
Stadt  entfernt  worden  waren,  ward  es  Papst  Johann  vielleicht 
leichter,  auf  die  Wünsche  der  Gesandtschaft,  die  Magdeburg 
schon  geraume  Zeit  am  päpstlichen  Hofe  unterhielt,  und  auf 
die  Fürbitten  des  Erzbischofs  und  des  Domkapitels  einzugehen.2 
Leichte  Bedingungen  stellte  er  freilich  nicht.  Ueber  dem 
unterirdischen  Gefängnis,  wo  Burchard  getötet  worden  war, 
sollte  eine  Kapelle  erbaut  und  dafür  ein  Priester  gestellt 
werden,  der  täglich  dort  Seelenmesse  lese.  Ferner  sollten  im 
Dom  fünf  Altäre  errichtet  und  ebensoviel  Geistliche  zu  ihrem 
Dienst  von  der  Stadt  besoldet  werden.  Jedem  neuen  Erzbischof 
mußte  die  Stadt,  sobald  er  das  Pallium  empfangen  hatte,  einen 
Treueid  schwören,  wogegen  er  ihr  ihre  Rechte  verbriefte. 
Die  Ratsmitglieder  aus  dem  Jahre  des  Verbrechens  blieben  von 
der  Absolution  ausgeschlossen.  Ihre  spätere  Lösung  behielt 
sich  der  Papst  selbst  vor.  Jeder  einzelne  Bürger  hatte  sich 
der  etwa  noch  besonders  über  ihn  zu  verhängenden  Buße 
ohne  Widerrede  zu  unterwerfen,  widrigenfalls  er  derselben 
Strafe  verfiele  wie  die  Ratsherren.  Die  am  Morde  mehr 
oder  minder  Beteiligten  samt  ihren  männlichen  Nachkommen 
verlieren  die  geistlichen  Benefizien,  Lehen,  Privilegien, 
Immunitäten  und  Würden  und  dürfen  dergleichen  nicht  wieder 
erhalten  oder  bekleiden.  Die  im  Bann  Gestorbenen  bleiben, 
da  nicht  namentlich  exkommuniziert,  in  ihren  Gräbern.3 


1  von  Ludewig,  Reliquiae  manuscr.  V,  S.  17,  die  unter  2 
angeführte  Urk.  u.  a.  m.  Gesta  arch.  Magd.  433  heißt  es:  Otto 
empfing  das  Pallium  im  dritten  Jahr  seiner  Provision.  Merk- 
würdigerweise schreibt  aber  Schmidt  in  den  päpstl.  Urkunden  u. 
Reg.  (Gesch.  Qu.  21)  schon  vom  3.  November  1327  an:  Erz- 
bischof Otto. 

2  Sagittarius,  125  ff.  in  der  Absolutionsbulle;  dagegen  heißt 
es  in  den  Gesta  (S.  434):  licet  magnam  resistenciam  haberent 
(sc.  die  Vollstrecker  der  Bulle)  a  domino  Ottone  archiepiscopo 
et  capitulo  ecclesiae  eiusdem. 

3  Absolutionsbulle  Sagittarius  125  ff. 


—     17     — 

Die  päpstliche  Bulle,  die  diese  Bestimmungen  enthielt 
war  am  30.  Juni  1331  ausgestellt  und  wurde  unterm 
10.  November  desselben  Jahres  von  dem  vom  Papst  damit 
Beauftragten,  dem  Probst  Konrad  vom  Kloster  Unser  lieben 
Frauen  zu  Magdeburg  und  Jordan,  dem  Lektor  der  Augustiner 
in  Erfurt,  der  aber  nur  seinen  Provinzialen  Heinrich  vertrat, 
veröffentlicht.1  Die  Huldigung  geschah  aber  erst  am  24.  April 
des  Jahres  1333.  Vorher  gelang  es  Otto,  die  noch  von  der 
Verfassungsänderung  herrührende  Uneinigkeit  zwischen  den 
Patriziern  und  dem  übrigen  Teile  der  Einwohner  zu  beseitigen. 
Durch  eine  am  Montag  nach  Reminiscere,  dem  1.  März  1333, 
ausgefertigte  Urkunde2  verpflichteten  sich  die  Schöffen,  Rats- 
leute und  Innungsmeister  allen  Unfrieden  aufzugeben,  allen 
Bündnissen  und  Gelübden,  die  vor  den  Abmachungen  vom 
Jahre  1330  und  später  und  nach  einer  Urkunde  aus  dem 
Jahre  1332 s  geschlossen  worden  seien,  zu  entsagen,  und  nur 
das  zu  halten,  worüber  sie  sich  mit  dem  Erzbischof  und 
seinem  Gotteshause  verbunden  hätten.  Ohne  dessen  und 
seiner  Nachfolger,  sowie  der  jährlichen  Ratmannen  Willen 
wollen  sie  fernerhin  überhaupt  keine  Verbindung  mehr  ein- 
gehen. Die  beiden  genannten  Briefe  sollen  fortan  gehalten 
werden,  und  wären  sie  bisher  gebrochen  worden,  soll  das 
vergessen  sein.  Wer  etwa  Zwietracht  stiften  wollte,  soll  von 
den  Ratsleuten  zunächst  in  Freundschaft  zur  Ruhe  verwiesen 
werden,  gelänge  so  keine  Einigung,  soll  die  Sache  vor  den  Erz- 
bischof gebracht  werden,  damit  dieser  in  Güte  oder  nach  Recht  und 
Gesetz  entscheide.  Wer  sich  dem  noch  nicht  füge,  verwirke  sein 
Leben.  Entkäme  er  aber,  soll  er  verbannt  sein  aus  Stadt  und 
Land,  soweit  sich  die  Gerichtsbarkeit  des  Erzbischofs  erstreckt. 
Jede  Innung,  die  den  Frieden   bricht,   soll   sofort  aufgehoben 


1  Magd.  Üb.  I.  340,  342,  343. 

2  Rathmann  a.  a.  O.  II,  494  ff. 

8  von  Hoff  mann  a.  a  O.  fälschlich  ins  Jahr  1322  gesetzt, 
während  Rathmann  irrigerweise  1333  abgelesen  hat.  Weder  die 
Urkunde  noch  eine  Kopie  habe  ich  im  Magd.  Staatsarchiv 
ausfindig  machen  können. 

2 
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sein.  Die  jedes  Jahr  neu  gewählten  Ratsmitglieder  und 
Innungsmeister  müssen  all  dies  beschwören. 

Hierauf  folgte  am  24.  April  die  Huldigung  für  Otto.  Die 
gesamte  Bürgerschaft  versammelte  sich  auf  dem  alten  Markt, 
wo  sie  von  den  päpstlichen  Kommissaren  feierlich  befragt 
ward,  ob  sie,  die  Herren  vom  Rate  und  die  gemeinen  Leute 
der  alten  Stadt  Magdeburg  gekommen  seien,  des  Papstes  Gebot 
zu  erfüllen.  Nachdem  alle  Anwesenden  dazu  mit  lautem  Ja 
ihre  Zustimmung  gegeben  hatten,  ward  in  Gegenwart  des 
Erzbischofs  der  vorher  entworfene  und  von  allen  Teilen 
gebilligte  Eid  in  deutscher  Sprache  mit  erhobenen  Händen 
geleistet.  Er  lautete:  Wy  Rahtmanne  undt  wy  gemeine  Lüde 
alle  der  olden  Stadt  tho  Magdeburg  schweren  unsern  leven 
Herren  Erzbischoppe  Otten  de  hie  jegenwerdig  is,  truwe  undt 
holdt  tho  wesende  alse  wy  von  Rechte  schullen,  das  uns 
Godt  alse  helpe  und  seine  heiligen.1 

Ihnen  versprach  wiederum  der  Erzbischof,  die  Rechte 
der  Stadt  zu  schützen.  Während  er  acht  Tage  später  Rat 
und  Bürgerschaft  brieflich  dem  Papste  anempfahl,2  stellten  die 
Kommissare  der  Stadt  am  selben  Tage  noch  eine  Urkunde 
über  die  Leistung  des  ihr  von  der  Kurie  auferlegten 
Huldigungseides  aus.  Damit  war  indessen  noch  keineswegs 
alles  erledigt.  Völlig  zu  Ende  kam  die  Sache  erst  im 
Jahre  1349,  als  die  Kapelle  und  die  fünf  Altäre  erbaut  und 
die  dazu  gehörigen  Einkünfte  für  die  anzustellenden  Priester 
gesichert  waren.  Um  alle  die  Kosten  aufzubringen,  die 
hierdurch  verursacht  worden  waren,  hatte  die  Stadt  seit 
längerer  Zeit  wieder  einen  Schoß  auflegen  müssen.3  Am 
30.  Januar  kaufte  sie  nun  vom  Erzbischof  für  692  Mark  Silbers 
43  Mark  jährlicher  Rente,  womit  die  für  die   Geistlichen  an 


1  Nach  dem  Original  im  Staatsarch.  zu  Magdeb.,  Erzst. 
Magd.  IV,  1  b,  Werdenhagen,  De  rebus  publ.  Hans.  Lübeck 
1631.  II,  920  ist  die  Urkunde  gedruckt. 

2  Magd.  Üb.  I,  351. 

3  Schöppenchronik  S.  200. 
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Kapelle  und  Altären  ausgesetzten  Jahrgelder  bestritten  werden 
sollten.  Propst  Peter  vom  Kloster  Unser  lieben  Frauen  in 
Magdeburg  und  der  Augustinerprovinzial  Jordan  gaben  hierzu 
als  päpstliche  Richter  ihre  Zustimmung.1  Zur  Entschädigung 
der  Dompropstei,  aus  der  die  Summe  genommen  war, 
überwies  Otto  später  eigne  Einkünfte  aus  Calbe  dem  Dom- 
kapitel.2 Am  26.  Juni  1349  endlich  konnten  die  beiden  vom 
Papste  Beauftragten  die  Magdeburger  aller  Verpflichtungen 
ledig  sprechen 3,  ausgenommen  den  Huldigungseid.  Die  Ober- 
herrschaft der  Erzbischöfe  über  die  Stadt  war  also  von  neuem 
bestätigt  und  befestigt,  schmerzlich  für  die,  deren  Wunsch  und 
Streben  dahin  zielte,  die  Stadt  die  Reichsfreiheit  erlangen 
zu  sehen. 

Was  Halle  anbetraf,  so  stand  die  päpstliche  Bestätigung 
der  erzbischöflichen  Eigenmächtigkeit  noch  aus.  Johann  be- 
trachtete die  Stadt  trotz  der  Aufhebung  des  Interdikts  durch 
Otto  im  Jahre  1329,  die  schon  berührt  wurde,  als  interdiziert.4 
Was  half  es,  daß  Otto  am  19.  Juni  1330  seine  Unschulds- 
beteuerungen für  die  Stadt  wiederholte5,  daß  er  am  18.  Oktober 
1333,  nachdem  er  unterm  4.  Dezember  des  Vorjahres  von 
neuem  an  den  Papst  berichtet  hatte6,  die  Exkommunikation 
aufhob!  Der  Papst  rührte  sich  nicht  und  starb,  ohne  eine 
Entscheidung  angebahnt  zu  haben.  Unter  Johanns  Nachfolger, 
Benedikt  XII.,  mußte  sich  die  Stadt  schließlich  noch  vier  Jahre 
gedulden,  bis  endlich  alles  wieder  ins  rechte  Gleis  kam.  Im 
Januar  1335  hatte  Otto  den  Bürgern  nochmals  versprochen, 
ihnen  auf  seine  Kosten7  die  päpstliche  Beglaubigung  ihrer 
Unschuld    zu    schaffen,    und    für    sechshundert    Mark    den 


1  Magd.  Üb.  I,  402. 

2  ebda.  433. 

3  ebda.  404. 

4  Gesch.  Qu.  XXI,  274/5. 

5  Dreyhaupt  I,  63 

6  Gesch.  Qu.  XXI,  302  f.  und  Dreyhaupt  I,  64  f. 

7  ebenda  63. 


2* 
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Giebidienstein  verpfändet.1  Auch  hatte  er  mit  Zustimmung 
des  Domkapitels  zu  Magdeburg  den  Hallensern  in  bezug  auf 
Rechtshändel  zugesichert,  weltliche  Sachen  sollten  nur  vor 
dem  Schultheisen  oder  Salzgrafen,  je  nach  der  Zuständigkeit 
verhandelt  werden.2  Am  6.  Juni  desselben  Jahres  erklärte  er 
die  gesamte  Bürgerschaft  von  Halle  nach  eingezogener  Er- 
kundigung nochmals  für  völlig  unschuldig  am  Tode  des 
Erzbischofs  Burchard.3  Am  1.  März  1336  endlich  trug 
Benedikt  dem  Bischof  von  Havelberg  auf,  die  Bestätigung 
der  Unschuldserklärung  zu  veröffentlichen.4  Doch  sollte  er 
zuvor  prüfen,  ob  sie  begründet  sei.  Damit  nahm  sich  der 
Bischof  auch  reichlich  Zeit.  Als  er  am  16.  Oktober  1338  die 
Bürger  auf  den  16.  November  vor  sich  lud,  um  einen  end- 
gültigen Beschluß  zu  fassen,  fiel  die  Entscheidung  zu  gunsten 
der  Hallenser  aus.5  Von  den  vertriebenen  Magdeburger  Rats- 
herren wurden  nach  1333  noch  mehrere  absolviert.  So 
Thilo  Noel,  dessen  Sohn  Sander  Kanonikus  in  Zeitz  war.  Zu 
diesem  Zwecke  forderte  Johann  XXII.  Erzbischof  Otto  wieder- 
holt auf,  seine  Mitschuld  an  Burchards  Tode  zu  untersuchen.6 
Für  Vesekes  von  Hordorf  Kinder  verwandte  sich  Otto  selbst 
beim  Papst.7 

Von  Ottos  sonstigem  Wirken  in  diesem  Zeitraum  zeugen 
eine  Reihe  von  Urkunden,  hauptsächlich  Schenkungen,  Be- 
lehnungen und  Bestätigungen  von  solchen  für  andere,  Privi- 
legien, Ablaß  und  ähnliches  betreffend.  Einiges  davon  sei 
hier  angeführt. 

Wie  die  Bäcker-   und  Brauerinnung  im  Jahre  1330,    so 

1  Dreyhaupt  II,  Urk.  402,  mit  Datum  6.  Januar,  Neue  Mit- 
teilungen II,  314,   4.  Januar. 

2  Dreyhaupt  II,  283. 

3  Dreyhaupt  II,  282. 

4  Gesch  Qu.  XXI  Bened.  nr.  11. 

6  Riedel  II,  3,  371/2  und  Dreyhaupt  I,  64  ff.  und  II, 
S.  282  ff.   Nr.  401/2. 

6  Gesch.  Qu    21,    Joh.  Urk.  512,  513  und  532. 

7  ebenda  S.  303—4. 
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bestätigte  Otto  1332,  den  10.  Juli  die  Ordnung  der  Tuchmacher- 
innung in  Magdeburg  und  Neustadt1  und  am  12.  März  1338 
die  Innung  der  Gerber  und  Schuhmacher  zu  Burg.2  Das 
Kaufhaus  zu  Halle,  das  die  Bürger  1310  an  Erzbischof 
Burchard  verpfändet  hatten,  gab  er  noch  1327  an  die  Stadt 
zurück.3  Am  30.  November  1328  überwies  er  dem  Dom- 
kapitel als  Entgelt  für  das  an  den  Hildesheimer  Domherrn 
Heinrich  von  Barby  überlassene  Amt  Lemsdorf  und  das  Dorf 
Kleinammensleben  gewisse  Zinsen  aus  Halle,  Calbe,  Salze, 
dem  Judendorfe  zu  Magdeburg  und  aus  der  Münze  daselbst.4 
Den  ersten  September  1329  übereignete  er  einen  Weinberg 
auf  Cönnerscher  Flur  der  Pfarrkirche  zu  Cönnern.5 

Im  selben  Jahre  gibt  er  dem  Stifte  Walbeck  drei  Hufen 
Landes  und  die  Pfarre  zu  Ochtmersleben  im  Magdeburgischen 
Amte  Dreileben6,  am  19.  März  1333  erteilt  er  dem  Kloster 
Riddagshausen  einen  Schutzbrief7,  den  1.  Januar  1335  verleibt 
er  der  St.  Jakobskapelle  zu  Burg  zwei  von  Ritter  Konrad 
Persik  geschenkte  Hufen  Landes  ein8,  am  18.  Oktober  des 
gleichen  Jahres  überträgt  er  dem  Kloster  Unser  lieben  Frauen 
das  Patronatsrecht  über  die  Kapelle  in  Salze  nebst  einigen 
Einkünften  von  den  Salzquellen  dort9,  am  selben  Tage  be- 
stätigt er  dem  Stifte  St.  Petri  und  Pauli  in  der  Neustadt  das 
Patronatsrecht  über  die  gleichnamige  Parochialkirche.10 

Am  27.  Januar  1329  legt  er  einen  Streit  zwischen  dem 
Dompropst  und  dem  Kapitel  bei,  fortan  soll  die  Dompropstei 


1  Magd.  Üb.  I,  344. 

2  Magd.  Staatsarchiv  Kop.  XLI,  1. 

3  Dreyhaupt  I,  677,  vgl.  Hertzberg  a.  a.  O.  I,  128. 

4  Magd.  Üb    I,  330. 

5  Dreyhaupt  II,  828. 

6  Abel  Walbecksche  Chronik,  Helmstedt  1749,  S.  139  u.  169. 

7  Dreyhaupt  I,  66. 

8  Riedel  I,  10,  462. 

9  Üb.  d.  Klost.  U.  1.  Fr.  nr.  194. 
10  Magd.  Üb.  I,  nr.  358. 
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von  zwei  Domherren  verwaltet  werden.1  Einer  Beschwerde 
des  Propstes  zum  Neuen  Werk  in  Halle,  der  in  der  Ueber- 
tragung  der  geistlichen  Rechtsprechung  auf  den  Propst  des 
Klosters  zu  St  Moritz  durch  Erzbischof  Burchard  einen  Ein- 
griff in  seine  Gerechtsame  als  Archidiakonus  des  Hallischen 
Sprengeis  erblickt,  gibt  Otto  am  6.  Juli  1331  statt.2 


1  Dreyhaupt  I,  66. 

2  Dreyhaupt  I,  728. 


Erzbischof  Otto  in  seinen  Beziehungen  zu  den 
Nachbarfürsten,  besonders  den  Braunschweigern 
und   Brandenburgern  vor  dem   Regierungsantritt 

Karls  IV. 

In  dem  Streben,  das  Gebiet  des  Erzbistums,  wenn  nicht 
zu  erweitern,  so  doch  wenigstens  auf  den  Stand  zurück- 
zuführen, den  ihm  seine  Vorgänger  gegeben  hatten,  und  für 
diesen  Zweck  alle  Rechte,  auch  fadenscheinige  aus  ältester 
Zeit  geltend  zu  machen,  geriet  Erzbischof  Otto  alsbald  in 
Gegnerschaft  zu  den  Fürsten  über  die  ans  Erzstift  angrenzen- 
den Lande  ^von  Braunschweig  und  Brandenburg.  Hier  be- 
hauptete sich,  seitdem  das  askanische  Haus  mit  dem 
unmündigen  Heinrich  im  Jahre  1320  ausgestorben  war,  trotz 
päpstlicher  Drohungen1  Markgraf  Ludwig,  der  Sohn  Kaiser 
Ludwigs  des  Bayern,  dort  herrschte  zur  Zeit  Herzog  Otto 
mit  dem  Beinamen  der  Freigebige,  der  älteste  Sohn  Albrechts 
des  Feisten.  Mit  beiden  hatte  schon  Erzbischof  Burchard  im 
Streite  gelegen,  wobei  es  sich  um  die  Anerkennung  der  Lehns- 
oberhoheit Magdeburgs  über  gewisse  altmärkische  und 
brandenburgische  Gebiete  handelte,  wie  sie  den  Erzbischöfen 
nach  einem  Vertrage  mit  den  Markgrafen  Otto  und  Albrecht 
vom  Jahre  1196  zukam.  Das  Meiste  davon  bildeten  die 
Witwengüter  der  Herzogin  Anna  von  Breslau,  der  Gemahlin 
des  Grafen  Hermann  von  Henneberg  und  deren  Tochter 
Agnes,  der  Witwe  Waidemars,   des  letzten  askanischen  Mark- 


1  Riedel  II,  2,  37. 
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grafen  in  Brandenburg,  in  zweiter  Ehe  vermählt  mit  Herzog 
Otto  von  Braunschweig.  Der  Rest,  bestehend  in  Calbe, 
Bambissen,  Neustadt-Brandenburg,  Zauche,  Scholene,  Lebus 
und  der  Lausitz  war  in  Händen  Markgraf  Ludwigs.  Erzbischof 
Otto  war  nicht  gesonnen  sein  Recht  aufzugeben.  Soweit  dies 
das  Leibgedinge  der  Herzogin  Anna  betraf,  war  ihm  zwar 
schon  1320  Genüge  geschehen,  indem  nämlich  am  5.  September 
jenes  Jahres  die  Herzogin  den  Magdeburger  Erzbischof 
Burchard  als  Lehnsherrn  über  Arneburg,  Seehausen,  Werben 
und  Krumke  anerkannte.1  Diese  Orte,  und  außerdem  Tanger- 
münde, Gardelegen,  Stendal  und  Osterburg,  also  die  ganze 
Altmark  wurden  dem  Erzbischof  indessen  von  dem  Bischof 
Albrecht  von  Halberstadt  streitig  gemacht,  und  dieser  belehnte 
seinerseits  1323  den  Markgrafen  Ludwig,  auf  Ansuchen  des 
Kaisers  Ludwig,  wie  es  heißt,  mit  den  Gütern,  die  der 
Herzogin  Anna  auf  Lebenszeit  verschrieben  waren,  sowie  mit 
denjenigen  der  Herzogin  Agnes,  sofern  diese  und  ihr  Gemahl 
damit  einverstanden  wären. 

Mochte  nun  der  Magdeburger  oder  der  Halberstädter  der 
rechtmäßige  Lehnsherr  [sein,  auf  alle  Fälle  war  die  Herzogin 
Anna  von  Breslau  gar  nicht  befugt,  irgendwelche  Verfügungen 
über  ihr  Leibgedinge  zu  treffen.  Sie  tat  dies  aber,  um  die 
betreffenden  Gebiete  nach  ihrem  Tode  nicht  an  die  Mark- 
gräfin Agnes  von  Brandenburg  und  Landsberg,  eine  Schwester 
Ludwig  des  Bayern  fallen  zu  lassen,  die  ihr  als  einer  Schwester 
Friedrichs  des  Schönen  verhaßt  war.  Sie  wäre  aber  als 
Mutter  des  Markgrafen  Heinrich  nach  dessen ,  Tode  die 
Nächstberechtigte  gewesen.  Den  Nutzen  davon  hatte  Magde- 
burg. Als  die  Herzogin  Anna  1328  starb,  nahm  Erzbischof 
Otto  die  Vogtei  Arneburg  als  heimgefallenes  Lehen  in  Besitz, 
ohne  zunächst  von  Markgraf  Ludwig  daran  gehindert  zu 
werden. 

Dagegen   entbrannte  gar  bald  von  neuem  der  Krieg  mit 


1  vgl.    Klöden,    Diplomat.    Gesch.    des    Markgr.   Waldemar, 
Berl.  1844-46,  II,  392  ff. 
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dem  braunschweigischen  Herzog.  Der  äußere  Anlaß  dazu 
lag  in  der  Verpfändung  Wolmirstedts  durch  die  vier  Dom- 
herren, die  nach  Burchards  Tode  die  Besitzungen  der  Kirche 
verzettelt  hatten.  Die  Städte  Stendal,  Tangermünde,  Garde- 
legen und  Osterburg  hatten  dem  Herzog  das  Geld  verschafft.1 
Wahrscheinlich  hatte  Otto  bald  nach  seinem  Regierungsantritt 
Anstalten  getroffen,  das  Schloß,  das  im  Jahre  1316  bei  dem 
Verkauf  der  Grafschaft  Billungshöhe  an  das  Erzstift  zusammen 
mit  Elbey  dem  Bistum  einverleibt  worden  war2,  zurück- 
zugewinnen, da  es  durch  seine  Lage  in  einem  Kriege  gegen 
Brandenburg  von  besonderem  Werte  war.  Von  Einzelheiten 
dieses  Krieges  wird  nichts  berichtet.  Am  10.  Dezember  1331 
schlössen  die  Städte  der  Altmark  ein  Bündnis  zu  gegen- 
seitigem Beistande,  wie  sie  ein  ähnliches  schon  vor  zehn 
Jahren  errichtet  hatten.  Neu  waren  darin  die  Bestimmungen, 
daß  keiner  das  Geld,  das  er  zur  Erwerbung  Wolmirstedts 
beigesteuert  hatte,  ohne  Zustimmung  der  andern  an  irgend 
jemand  abtreten  durfte.  Käme  jemand  dadurch,  daß  er  für 
das  Land  und  die  Städte  das  Wort  führte,  zu  Schaden,  so 
sollten  alle-r-für  ihn  einstehen.  Damals  hielten  die  Truppen 
der  Stadt  Stendal  das  Schloß  Wolmirstedt  besetzt.  Markgraf 
Ludwig  von  Brandenburg  aber,  der  nicht  erwarten  konnte, 
bis  die  Altmark  durch  den  Tod  der  Herzogin  Agnes  an  ihn 
fiele,  schrieb  am  6.  Februar  1332  an  die  Stadt  Stendal  und 
verbot  ihr,  das  Schloß  dem  Herzog  Otto  zu  übergeben.3 
Daran  kehrten  sich  die  Stendaler  jedoch  nicht,  sondern  ver- 
glichen sich  mit  Otto  und  seiner  Gemahlin  am  26.  April 
dahin,  daß  sie  das  Schloß  bis  Lichtmeß  1333  besetzt  halten 
sollten,  worauf  es  der  Herzog  bis  wieder  Lichtmeß  über- 
nehmen sollte  und  so  fort  einer  um  den  andern.  Dafür  ver- 
sprach   der    Herzog    noch    bestimmte    Bürgen    zu    stellen.4 


1  Götze,    Urkundliche  Geschichte   der  Stadt  Stendal,    1873, 
119  ff. 

2  v.  Ledeburs  Archiv  II,  17  f. 

3  Riedel  II,  2,  67. 

4  ebenda  68. 
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Trotzdem  ward  dieser  Vergleich  schon  am  8.  Juni  des- 
selben Jahres  durch  ein  neues  Abkommen  umgestoßen,  nach 
dem  Wolmirstedt  nach  Beendigung  des  Krieges  mit  dem  Erz- 
bischof der  Stadt  Stendal  übergeben  werden  sollte.1  Dafür 
stellte  der  Herzog  zehn  Bürgen.  Am  26.  August  1333  ver- 
sprach Erzbischof  Otto  dem  Markgrafen  Ludwig  einen  Land- 
frieden, behielt  sich  aber  vor,  ihn  nach  Belieben  zu  kündigen.2 
Im  November  desselben  Jahres  verband  sich  anderseits 
Herzog  Otto  mit  dem  Markgrafen.3  Ein  halbes  Jahr  später 
wurde  Wolmirstedt  in  der  Nacht  vom  12.  auf  den  13.  März 
durch  den  magdeburgischen  Feldhauptmann  Henning  von 
Steinförde  durch  Ueberrumpelung  genommen.4  Weiterhin  be- 
mächtigte sich  Otto  mehrerer  kleiner  Städte  und  Schlösser, 
wie  Genthin,  Jerichow,  Sandau,  Angern,  Rogätz,  Alvensleben, 
die  größeren  Ortschaften  dagegen,  zu  deren  Eroberung  es  be- 
deutender Heeresmacht  bedurft  hätte,  wie  Stendal,  Salzwedel, 
Tangermünde,  Osterburg  und  Gardelegen,  verklagte  er  1335 
als  ungehorsame  Untertanen  beim  Kaiser  und  beim  päpst- 
lichen Stuhl.5  In  gleicher  Weise  schritt  er  gegen  den  Herzog 
ein,  während  die  kriegerischen  Unternehmungen  mit  Plündern 
und  Niederbrennen  ihren  Fortgang  nahmen.  Daß  der  Kaiser 
nicht  zu  Ungunsten  seines  Sohnes  —  denn  an  ihn  fielen  ja 
nach  dem  Tode  der  Agnes  die  strittigen  Gebiete  —  ent- 
scheiden werde,  war  vorauszusehen,  doch  kostete  der  Prozeß 
den  Städten  294  Mark. 

Die  Freundschaft  zwischen  dem  Markgraf  Ludwig  und 
dem  Herzog  Otto  war  zwar  infolge  der  Ungeduld  Ludwigs, 
in  den  Besitz  der  Altmark  zu  gelangen,  schon  bei  dem  Streite 
um  Wolmirstedt  in  die  Brüche  gegangen,  doch  blieb  der 
Markgraf  fürs  Erste  des  Erzbischofs  Feind,  und  um  auf  alle 
Fälle  vorbereitet  zu  sein,  hielt  es  Otto  für  gut,  sich  durch  ein 


1  Riedel  II,  2,  70. 

2  ebenda  77. 

3  ebenda  82. 

4  Gesta  433. 

5  Riedel  I,  15,  97. 
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leistungsfähiges  Bündnis  zu  wappnen.  So  einigte  er  sich 
denn  am  2.  Juni  1336  mit  dem  Böhmenkönig  Johann  über 
folgende  Bedingungen.  Mit  hundert  Helmen  und  ebensoviel 
Leichtbewaffneten  sollte  Johann  den  Erzbischof  gegen  den 
Markgrafen  unterstützen.  Vom  gemeinsam  eroberten  Gebiete 
sollte  jeder  die  Hälfte  erhalten,  Gefangene  sollten  ihre  Vasallen 
unter  sich  teilen,  Landveräußerungen  innerhalb  des  Gebietes 
des  Markgrafen  und  seiner  Bundesgenossen  dem  König  und 
dem  Erzbischof  gemeinschaftlich  zustehen,  Städte,  Schlösser 
und  Vesten,  die  die  Mannen  des  Königs  ohne  die  des  Erz- 
bischofs einnähmen,  jedoch  jenem  allein  zufallen.  Würde  eine 
Stadt  oder  Burg  des  Erzbischofs  durch  den  Markgrafen  oder 
seine  Anhänger  belagert,  sollte  der  König  möglichst  mit 
stärkerer  Macht  zu  Hilfe  kommen.  Unterhandeln  und  Frieden 
schließen  durfte  er  mit  dem  Markgrafen  nur  mit  Zustimmung 
des  Erzbischofs.1 

Mit  diesen  Anstalten,  die  Erzbischof  Otto  traf,  hatte  es 
indessen  keine  so  große  Gefahr.  Der  König  von  Böhmen 
brauchte  sein  Heer  in  Bayern  gegen  den  Kaiser  und  Markgraf 
Ludwig,  d«m  ein  Krieg  gerade  jetzt  höchst  unerwünscht  ge- 
wesen wäre2,  fand  bald  einen  Ausweg,  den  im  Westen 
drohenden  Gegner  zu  besänftigen  und  doch  sein  Ziel  zu 
erreichen.  Kaum  drei  Wochen  nach  dem  Abschluß  jenes 
Bündnisses  waren  seine  Unterhandlungen  mit  dem  Erzbischof 
bereits  soweit  gediehen,  daß  zu  Wittenberg  ein  Vergleich  auf- 
gesetzt werden  konnte.  Darin  erkannte  Ludwig  die  erz- 
bischöfliche Lehnsoberhoheit  über  die  Altmark,  das  Land 
Lebus  und  die  Niederlausitz  —  diese  hatte  schon  der 
thüringische  Landgraf  Diezmann  1301  an  Erzbischof  Burchard  II. 
verkauft,  doch  ohne  daß  der  Vertrag  je  in  rechtliche  Wirksam- 
keit getreten  wäre  —  kurzerhand  an,  sofern  der  Erzbischof 
ihn  selbst  mit  den  genannten  Gebieten,    die  auch  die  askani- 


1  Riedel  II,  2,  105 

2  vgl.  Taube,  Ludwig  der  Aelt.  als  Markgr.  v.  Brandenburg. 
Berl.  Diss.,   1900,  S.  14. 
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sehen  Markgrafen  Johann  und  Waldemar  vom  Erzstift  be- 
sessen hatten,  belehne.  Dafür  versprach  er  dem  Erzbischof 
6000  Mark  zu  zahlen.1  Dieser  am  28.  Juni  geschlossenen 
Sühne  folgte  am  10.  August  die  Belehnung  selbst.2  Sie  ent- 
hielt außer  Krumke  alle  von  Bischof  Albert  von  Halberstadt 
als  halberstädtische  Lehen  angesprochene  Orte,  nämlich  Tanger- 
münde, Gardelegen,  Stendal,  Osterburg,  Seehausen,  Arneburg 
und  Werben,  ferner  Salzwedel,  das  wie  die  vorigen  zum 
Witwengut  der  Herzogin  Agnes  gehörte,  und  Calbe,  Bam- 
bissen,  Neustadt,  Brandenburg,  Zauche,  Scholene,  Lebus  und 
die  Lausitz.  Das  war  nicht  viel  anders  als  eine  Erneuerung 
jenes  Lehnsauftrages  von  1196.  Dagegen  verzichtete  Ludwig 
durch  besondere  Urkunde  vom  21.  Dezember  1336  auf  den 
Lehnsbesitz  von  Wolmirstedt,  Alvensleben,  Rogätz,  Angern 
und  der  Grafschaft  Billungshöhe.3 

Da  der  Markgraf  die  ausbedungene  Summe  fürs  erste 
nicht  aufbringen  konnte,  verpflichtete  er  sich  zu  sechsmonat- 
lichen Terminen  zu  je  tausend  Mark  und  verpfändete  als 
Sicherheit  die  ganze  Vogtei  Arneburg,  mit  Stadt  und  Schloß 
Arneburg,  Seehausen  und  Werben  mit  allen  Einkünften,  und 
zwar  sollten  Seehausen  und  Werben  nach  Ablösung  der 
Hälfte  der  Summe,  Arneburg  mit  der  Vogtei  nach  Tilgung 
der  ganzen  Schuld  ihres  Gelöbnisses  frei  sein.  Außerdem 
gestatteten  der  Erzbischof  und  sein  Kapitel,  daß  Ludwig  die 
Schlösser  Plaue  und  Jerichow,  die  Kaiser  Ludwig  dem  Erz- 
stift verpfändet  hatte4,  für  5550  Mark  wieder  einlöste.  Bis 
dahin  sollte  Plaue  Magdeburg  gehören,  Ludwig  aber  das  neue 
Schloß  abbrechen,  das  er  vor  Plaue  gebaut  hatte.  Als  Pfand 
hierfür  behielt  Magdeburg  Jerichow,  doch  sollte  dies  dem 
Markgrafen    offen    stehen.5      Die    Pfarren   zu   Frankfurt   und 


1  Riedel  II,  2,  106,  109. 

2  ebenda  112. 

3  Riedel  II,  2,  111  und  115. 

4  Er  wollte  damit  den  Widerstand  von  Stifts  Seiten  brechen, 
als  er  die  Mark  einzog  und  seinem  Sohne  gab. 

6  Plaue    hatte    Erzbischof    Otto    1334    an    Konrad    Persik 
weiterverpfändet.     Riedel  I,  10,  12. 
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Gardelegen,  ein  Altar  zu  Stendal  und  einer  zu  Arneburg 
sollten  künftig  an  Magdeburger  Domherren  verliehen  werden. 

Erzbischof  Otto  konnte  mit  dem  erzielten  Erfolge  Markgraf 
Ludwig  gegenüber  zufrieden  sein.  Nachdem  er  sich  seine 
Lehnsoberhoheit  über  die  fraglichen  Gebiete  hatte  bestätigen 
lassen  und  von  dem  daraus  abgeleiteten  Recht  zu  gunsten 
des  Brandenburgers  Gebrauch  gemacht  hatte,  war  es  keine 
Kunst  für  ihn,  dem  Braunschweiger  gegenüber  auf  den  Besitz 
der  altmärkischen  Städte  zu  verzichten.1  In  seinen  Verträgen 
mit  dem  Markgrafen  war  Herzog  Ottos  mit  keinem  Worte 
gedacht  worden.  Er  mochte  nun  sehen,  wie  er  sich  mit 
Markgraf  Ludwig  auseinandersetzte.  Die  bei  der  Kurie 
anhängig  gemachten  Prozesse  wurden  aufgehobeu  und  es 
dem  Ermessen  der  Städte  anheimgegeben,  ihre  Bevoll- 
mächtigten am  römischen  Hofe  zurückzurufen.2  Aufrichtig 
kann  Erzbischofs  Ottos  Verfahren  gegen  den  Herzog  in 
diesem  Falle  wohl  nicht  genannt  werden. 

In  dem  Kriege,  den  Markgraf  Ludwig  nach  dem  Tode 
der  Herzogin  Agnes3  mit  Herzog  Otto  um  die  Altmark  führte, 
stand  Erzbrschof  Otto  auf  seiner  Seite.  Dem  Herzog  war 
zwar  1323  von  Ludwig  dem  Bayern  der  Besitz  von  Stadt 
und  Schloß  Tangermünde,  Stendal,  Gardelegen,  Osterburg  und 
Stadt  und  Schloß  Salzwedel  mit  Zubehör  auf  Lebenszeit  zu- 
erkannt worden4,  doch  daran  kehrte  sich  Markgraf  Ludwig 
nicht.  Nachdem  er  schon  zu  Agnes  Lebzeiten  versucht  hatte, 
die   mächtigsten   Glieder  der  altmärkischen   Ritterschaft   dem 


1  Riedel  I,  15,  97. 

2  ebenda. 

3  Die  Angaben  über  den  Tod  der  Herzogin  Agnes  weichen 
sehr  von  einander  ab.  Sudendorf,  Urkundenb.  der  Herzöge  v. 
Braunschw.  u.  Lüneb.  gibt  den  29.  November  1341  an,  dagegen 
Götze,  Urkundl.  Gesch.  v.  Stendal  den  27.  Nov  1334,  Havemann, 
Gesch.  der  Lande  Braunschw.  u.  Lüneb.  I,  434  den  27.  Nov. 
1342,  Klöden,  Waldemar  111,33  nach  dem  6.  Oktober  1343. 
Vgl.  Taube  a.  a.  O.  28  Anm.  2. 

4  Havemann  a.  a.  O.  I,  432. 
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Herzog  abtrünnig  zu  machen,  brach  1343  der  Krieg  zwischen 
ihm  und  dem  Herzog  aus.  Wie  weit  sich  Erzbischof  Otto 
daran  handelnd  beteiligte,  verschweigen  die  Quellen.  Fest 
steht,  daß  die  Truppen  des  Erzstifts  an  der  Entscheidungs- 
schlacht, die  zwischen  Gardelegen  und  Haldensleben  ge- 
schlagen wurde,  teilnahmen.1  Der  Herzog  wurde  besiegt  und 
gab  darauf  gegen  3000  Mark  stendalscher  Währung  seine 
Ansprüche  auf  die  Altmark  auf.  Er  erlebte  jedoch  die  Aus- 
zahlung nicht  mehr,  da  er  schon  im  folgenden  Jahre  starb. 

Die  siebzig  Gefangenen,  die  der  Erzbischof  in  jener 
Schlacht  gewonnen  hatte,  brachten  ihm  ein  ansehnliches  Löse- 
geld. Erst  im  Jahre  1347  wurden  sie  von  seinem  Hauptmann 
Hilmar  von  Oberge  freigelassen.  Am  25.  und  28.  November 
dieser  Jahres  quittierte  Otto  dem  Rat  von  Braunschweig  über 
300  und  400  Mark,  die  dieser  zu  Weihnachten  und  künftige 
Ostern  zu  zahlen  versprochen  hatte.2 


Mit  dem  Herzog  Otto  von  Braunschweig  und  Lüneburg, 
einem  Vetter  Ottos  des  Freigebigen,  hatte  Erzbischof  Otto 
1339  ein  Zerwürfnis  wegen  unrechtmäßiger  Schätzung  der 
erzbischöflichen  Mannen  und  Diener  und  Anmaßung  von  Stifts- 
gut, derentwegen  sich  der  Erzbischof  beklagte.  Darauf  nahmen 
die  Herzöge  Otto  und  Wilhelm  die  Ritter  Hildemar  und  Johann 
von  Oberge  mit  dem  Schlosse  Oebisfelde  in  ihren  Dienst, 
um  diesen  wichtigen  Punkt  nicht  in  die  Hände  des  Erzbischofs 
fallen  zu  lassen.  Die  von  Oberge  stellten  jedoch  die  Be- 
dingung, den  Herzögen  das  Schloß  gegen  den  Erzbischof 
nicht  öffnen  zu  brauchen,  und  versprachen  nur,  in  einer  Fehde 
der  Herzöge  gegen  ihn  neutral  zu  bleiben.3  Es  kam  aber 
schon  am  l.  Juni  1339  zu  einer  Einigung  zwischen  den  strei- 
tenden Parteien,  nach  der  Herzog  Otto  von  Braunschweig  zu 
Braunschweig  und  Herzog  Rudolf  von  Sachsen-Wittenberg  zu 


1  Gesta  437. 

2  Magd.  Üb.  I,  399,  400. 

3  Sudendoif  I,  640. 
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Schiedsrichtern  in  ihren  Irrungen  erwählt  wurden.1  Nachdem 
diese  den  Streit  beigelegt  hatten,  verhalf  der  Erzbischof  den 
Herzögen  gleichfalls  zum  Frieden  mit  dem  Ritter  Heinrich  von 
Alvensleben.  Dieser  glaubte,  seitdem  Markgraf  Waldemar  im 
Bunde  mit  Erzbischof  Burchard  von  Magdeburg  ihm  1319 
Stadt  und  Schloß  Lüchow  durch  Waffengewalt  genommen 
hatten,  noch  vertragsmäßige  Ansprüche  darauf  erheben  zu 
können.  In  dem  durch  Erzbischof  Otto,  Herzog  Rudolf  und 
Graf  Adolf  von  Waldeck  vermittelten  Vergleich  vom  6.  Juli 
1340  verzichtete  Heinrich  auf  diese  Ansprüche  und  gelobte 
den  Herzögen  Sühne.2 


Besser  als  zu  Brandenburg  und  Braunschweig  gestaltete 
sich  Erzbischof  Ottos  Verhältnis  zu  Anhalt.  Zwar  gab  es 
auch  hier  zu  Anfang  einen  Zwist  zu  schlichten,  danach  finden 
wir  Anhalt  und  Magdeburg  dauernd  einander  friedlich  ge- 
sinnt, später  sogar  im  engen  Bündnis  vereint  gegen 
Brandenburg. 

Was  es,,  mit  dem  Streit  um  das  Schloß  Nienburg  für  eine 
Bewandtnis  hatte,  ist  aus  den  spärlichen  Nachrichten  darüber 
nicht  deutlich  zu  entnehmen.3  Alles  was  wir  davon  erfahren, 
ist,  daß  Herzog  Rudolf  von  Sachsen  zwischen  Fürst  Bernhard 
und  Erzbischof  Otto  als  Schiedsrichter  und  Vermittler  auftrat, 
daß  danach  Fürst  Bernhard  250  Mark  zahlte,  worauf  ihm  der 
Erzbischof  magdeburgische  Lehen  reichte.  Dies  geschah  im 
Jahre  1332. 

Im  Oktober  1337  schloß  Otto  mit  demselben  Fürsten 
Bernhard,  sowie  mit  Albrecht  II.  von  Anhalt;  den  er  zehn 
Monate  vorher  in  einem  Vertrage  mit  Graf  Konrad  von 
Wernigerode  als   Gegner  ausdrücklich    ausgeschieden    hatte4, 


1  Sudendorf  I,  645. 

2  ebenda  672. 

3  Beckmann,    Hist.    des    Fürstent.    Anhalt.       Zerbst    1710. 
V,  82.     Sagittarius,  Hist.  princ.  Anhalt.     Jena  1586.     S.  51. 

*  Heinemann  III,  678. 
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und  mit  Herzog  Rudolf  I.  von  Sachsen,  der  ihm  am 
23.  September  1336  in  Kaiser  Ludwigs  Auftrage  die  Regalien 
gereicht  hatte1,  ein  Schutz-  und  Trutzbündnis.2 

Im  Jahre  1340  wählten  ihn  die  streitenden  Parteien  in 
der  Aschersleber  Erbschaftsangelegenheit  zum  Obmann  der 
Schiedsrichter.3  Damit  verhielt  sichs  folgendermaßen:  Bischof 
Albrecht  I.  von  Halberstadt,  ein  Fürst  von  Anhalt,  hatte  seiner- 
zeit die  Witwe  seines  Vetters,  als  sie  sich  wieder  verheiratete, 
vermocht,  ihr  Leibgedinge,  das  in  Schloß  und  Stadt  Aschers- 
leben mit  der  sogenannten  Grafschaft  Askanien  bestand,  dem 
Stift  zuzuweisen,  während  das  Gebiet  von  rechtswegen  der 
Bernburger  Linie  hätte  zufallen  müssen.  Da  die  Schieds- 
sprüche, die  in  dieser  Sache  schon  1324  und  1325  ergangen 
waren,  keinen  Teil  befriedigten,  war  Krieg  ausgebrochen.  Dem 
Befehl  des  Kaisers  vom  3.  März  1335,  Aschersleben  zu 
räumen,  gehorchte  der  Bischof  nicht.  Ebenso  blieben  die 
Versuche  Herzog  Ottos  von  Braunschweig,  des  Bruders 
Albrechts  IL,  der  Albrecht  I.  1324  gefolgt  war,  den  Streit  zu 
schlichten,  vergeblich.  Nachdem  Erzbischof  Otto  schon  1338 
als  Obmann  des  Schiedsgerichts  zwischen  dem  Bischof  und 
seinem  Kapitel  und  den  Halberstädter  Stiftern  eine  Einiguug 
herbeigeführt  hatte4,  beriefen  ihn  der  Bischof  und  die 
anhaltischen  Grafen  1340  zu  demselben  Amte.  Schiedsrichter 
waren  Domdechant  Jakob  Seelhart  und  Volrad  von  Hessen 
im  Auftrage  des  Bischofs,  Graf  Bernhard  wählte  Herzog 
Rudolf  von  Sachsen-Wittenberg  und  den  Grafen  Albrecht  von 
Anhalt.  Der  Erzbischof  sprach  die  Grafschaft  dem  Grafen 
Bernhard  zu.  Kaiser  Ludwig  bestätigte  sein  Urteil  und  sandte 
Ulrich  von  Bebenburg  mit  Vollmacht,  Bernhard  in  den  Besitz 
der  ihm  geraubten  Güter  zu  setzen.5  Dieser  hielt  demgemäß 
am  29.  September  zu  Bernburg  öffentliches  Gericht  und  über- 


1  Riedel  II,  114,  115. 

2  Heinemann  III,  689. 

3  ebenda  724  und  725. 

*  Hochstift  Halberst.  III,  2304. 

5  Böhmer,  Regest,  des  Kaiserreichs  1313—47,  2093. 
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wies  dem  Grafen  Schloß  und  Stadt  Aschersleben,  das  Recht 
über  die  Juden,  das  Marktrecht,  Münze,  Zoll,  Gerichtsbarkeit 
in  und  außerhalb  der  Stadt,  die  Mühle  beim  Schlosse,  das 
Schloß  Westorf,  Kochstedt  und  die  Gerichte  Aschersleben  und 
Weddersieben;  trotz  alledem  gelangte  Anhalt  nicht  mehr  zu 
wirklichem  Besitz  jener  Lande.  Bei  dieser  Gelegenheit  verlor 
Bernhard   Aken  durch  Verpfändung  ans  Erzstift  Magdeburg.1 

Im  Jahre  1342  verkauften  die  Fürsten  Albrecht  II.  und 
Waldemar  von  der  Zerbster  Linie  das  Dorf  Atensleben  an 
der  Bode  für  1700  Mark  brandenburgischen  Silbers  an  Erz- 
bischof Otto.2  Für  tausend  Mark,  die  er  davon  schuldig  blieb, 
verpfändete  er  den  Fürsten  das  Schloß  Friedeburg  mit  der 
Grafschaft  im  Hosgau.3  In  demselben  Jahre  erteilte  Papst 
Clemens  VI.  durch  den  Erzbischof  von  Magdeburg  dem 
Fürsten  Bernhard  für  seine  Heirat  mit  Mathilde,  der  Schwester 
des  Grafen  Albrecht  von  Anhalt  nachträglich  Ehedispens.4 

Hier  sei  auch  erwähnt,  daß  Erzbischof  Otto  ferner  in 
einem  Streit  Bischof  Albrechts  von  Halberstadt  mit  Graf 
Albrecht  II.  von  Regenstein  und  den  Grafen  von  Mansfeld 
im  Jahre  1-3*46  als  Obmann  des  Schiedsgerichts  über  geist- 
liche Lehen  entschied.5 

Das  Bündnis  mit  den  Anhaltern  und  dem  sächsischen 
Herzog  kam  Erzbischof  Otto  zu  statten,  als  er  sich  von  neuem 
rüstete,  verschiedene  Streitsachen  mit  Braunschweig  zum  Aus- 
trag zu  bringen,  deren  friedliche  Erledigung  unwahrschein- 
lich war. 

Nach  Herzog  Ottos  Tode  hatten  dessen  Brüder  Magnus 
und  Ernst  die  Regierung  eine  Zeitlang  gemeinschaftlich  geführt, 
nachher  aber  durch  Teilung  das  wolfenbüttler  von  dem 
göttinger  Lande  getrennt.     Der  Erzbischof  hatte  es  nun  mit 

1  Sagittarius  hist.  princ.  Anhalt.     Kap.  VIII,  §  V. 

2  Heinemann  III,  747. 

3  Heinemann  III,  748. 

4  Gesch.-Quellen  XXI,  Cl.  Urk.  8. 

5  Höchst.  Halb.  III,  2387. 
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Herzog  Magnus  zu  tun.  Dieser  war  mit  Sophie,  der  Tochter 
des  Markgrafen  Heinrich  von  Brandenburg-Landsberg  ver- 
mählt, und  dadurch  nahe  verwandt  mit  Ludwig  dem  Bayern 
geworden.  Deshalb  verlieh  ihm  der  Kaiser  1333  die  Güter, 
die  vordem  seine  Schwester,  die  Markgräfin  Agnes  und 
deren  Tochter  innegehabt  hatten,  nämlich  die  Mark  Lands- 
berg, die  Pfalzen  Sachsen,  Kyffhausen  und  Allstedt  und  Sanger- 
hausen.1 Nun  hatte  Agnes  am  12.  März  1321  zu  Giebichen- 
stein  Schloß  und  Stadt  Sangerhausen,  und  die  Schlösser 
Naumburg,  Freiburg,  Lauchstädt,  Schkopau  und  Reideburg  als 
magdeburgische  Lehen  anerkannt  und  dem  Erzbischof  Burchard 
in  diesen  Gebieten  für  den  Fall  ihres  Todes  huldigen  lassen.2 
Darauf  berief  sich  jetzt  Erzbischof  Otto,  als  er  auf  diese  Orte 
Anspruch  erhob.  Dazu  kam  das  Schloß  Hötensleben,  mit 
acht  dazugehörenden  Dörfern,  und  einem  Hofe,  das  unter 
Burchard  für  550  Mark  brandenburgischen  Silbers  an  die 
Grafen  Konrad  und  Gebhard  von  Wernigerode  verpfändet 
worden  und  durch  weitere  Verpfändungen  an  den  verstorbenen 
Herzog  Otto  gelangt  war.  Das  Schloß  und  diese  Dörfer, 
ferner  das  dem  Stifte  Magdeburg  von  Otto  I.  im  Jahre  973 
bestätigte  Bahrdorf  mit  dem  Schlosse,  sowie  die  Schlösser 
Linder,  Kalvörde  und  Vorsfelde,  die  dem  Herzog  Magnus  in 
der  erwähnten  Teilung  zugefallen  waren,  hatte  Erzbischof  Otto 
von  Magdeburg  schon  von  Herzog  Otto  vergeblich  zurück- 
verlangt. Das  Dorf  Rorsheim  endlich  betrachtete  der  Erz- 
bischof nach  dem  Tode  des  Grafen  Ulrich  von  Regenstein 
als  erledigtes  erzstiftliches  Lehen.  Als  sich  nun  Herzog 
Magnus  am  6.  August  1345  durch  einen  Vertrag  mit  dem 
Grafen  Heinrich  von  Regenstein  für  200  Mark  auf  mindestens 
vier  Jahre  in  den  Pfandbesitz  von  Rohrsheim  setzte3,  legte 
Otto  Protest  ein.  Damit,  daß  der  Herzog  Kalvörde  an  die 
Brüder  von  Wederden    mit  der  Bedingung  verpfändete,    es 


1  Riedel  II,  2,  81,  147. 

2  Riedel  II,  1,  463. 

3  Sudendorf  II,  131. 
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nicht  an  den  Erzbischof  weiterzugeben1,  konnte  dieser  auch 
nicht  einverstanden  sein.  Anlaß  zu  neuen  Beschwerden  bot 
die  Erbauung  einer  Feste  auf  dem  Hofe  zu  Alvestorp,  da 
sie  dem  Erzstift  zu  nahe  gelegen  sei.  Unter  solchen  fort- 
währenden Reibungen  mußte  es  schließlich  zum  Kriege  kommen. 
Der  Herzog  traf  zwar  bedeutende  Rüstungen,  war  aber  auf 
sich  selbst  beschränkt.  Der  Vetter  seiner  Gemahlin  Sophie, 
Markgraf  Ludwig  von  Brandenburg,  von  dem  er  noch  am 
ehesten  Hilfe  hätte  erwarten  können,  weilte  im  südlichen 
Deutschland.  Selbst  von  seinem  Bruder  Ernst  hatte  Magnus 
wenig  zu  hoffen,  da  der  Erzbischof  der  Bruder  seines  Schwieger- 
vaters war.  Otto  nahm  den  günstigen  Zeitpunkt  wahr,  indem 
er  den  Herzog  dadurch,  daß  er  ihm  Zoll  und  Geleit  in  der 
Markgrafschaft  Landsberg  und  der  Pfalzgrafschaft  Sachsen  ent- 
riß, herausforderte.  Als  er  auf  erhobene  Klage  keine  Genug- 
tuung leistete,  erklärte  Magnus  den  Krieg.  Von  den  herzog- 
lichen Schlössern,  Festen  und  Städten  der  Mark  Landsberg 
und  Pfalzgrafschaft  Sachsen,  namentlich  von  Landsberg,  Delitzsch, 
Reideburg,  Schkopau,  Lauchstädt,  Schafstädt,  Sangerhausen 
und  Altehot.  wurden  hierauf  durch  Plünderung,  Brand  und 
Gefangenschaft  den  erzbischöflichen  Truppen  schwere  Verluste 
zugefügt.  Auf  zweitausend  Mark  sollen  sie  sich  belaufen  haben % 
Der  Erzbischof  scheint  diese  Gebietsteile  jedoch  ihrem  Schick- 
sale überlassen  zu  haben  und  mit  seiner  Kriegsmacht  gegen 
das  Herzogtum  Braunschweig  gezogen  zu  sein.  Ob  beide 
Heere  zusammenstießen  und  eine  Schlacht  lieferten,  und  mit 
welchem  Erfolge,  wird  nirgends  berichtet.  Jedenfalls  hatten 
beide  Fürsten  am  25.  August  1346  auf  der  Hangelhöhe  zwischen 
den  Schlössern  Erxleben  und  Alvensleben  eine  Unterredung. 
Sie  gelobten  einander,  ihre  Streitigkeiten  dem  schiedsrichter- 
lichen Urteile  Herzog  Rudolfs  von  Sachsen  des  Aelteren  und 
der  Grafen  Albrecht  von  Anhalt  und  Albrecht  von  Regenstein 
zu  unterwerfen  und  deren  Entscheidung  binnen  vier  Wochen 


1  Sudendorf  II,  116. 

2  Dreyhaupt  I,  72. 
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zu  gehorchen.  Fügte  sich  der  Herzog  dem  Spruche  nicht, 
sollte  er  in  Quedlinburg  oder  Haldensleben  ein  Einlager  halten. 
Der  Erzbischof  verpflichtete  sich  seinerseits  zu  einem  Einlager 
in  Helmstedt,  wozu  ihm  der  Herzog  sicheres  Geleit  erteilte  l. 
Zwei  Tage  nach  dieser  Zusammenkunft  errichteten  beide  Fürsten 
eine  Sühne  und  trafen  nähere  Bestimmungen  über  das  Ver- 
fahren des  eingesetzten  Schiedsgerichts.  Bis  zum  17.  September 
sollte  jeder  seine  Klage  schriftlich  abgefaßt  und  gesiegelt  an 
den  Grafen  Albrecht  von  Anhalt  nach  Dessau  senden',  der 
dann  jedem  die  Klageschrift  seines  Gegners  zuzustellen  hatte, 
dem  Erzbischof  die  des  Herzogs  nach  Wolmirstedt,  dem  Herzog 
die  des  Erzbischofs  nach  Wolfenbüttel.  Binnen  zwei  Wochen 
mußte  dann  jeder  die  Verteidigungsschrift  bei  dem  Anhalter 
einreichen.  Auf  Grund  dieser  sollten  die  drei  Schiedsrichter 
wenn  möglich  eine  gütliche  Entscheidung  treffen,  sonst  aber 
die  Angelegenheit  bis  zum  6.  Januar  nächsten  Jahres  rechtlich 
entscheiden.  Falls  der  Herzog  von  Sachsen  wegen  Unmutes 
an  der  Entscheidung  zurückträte,  sollten  die  andern  zwei  ein 
einstimmiges  Urteil  fällen,  ebenso  wenn  einer  stürbe  oder 
krank  würde,  die  beiden  übrigen.  Käme  keine  Entscheidung 
zustande,  sollte  jede  Partei  befugt  sein,  ihre  Sache  weiter  zu 
verfolgen  2. 

Der  Erzbischof  stellte  nun  in  seiner  Klageschrift  folgendes 
auf:  Das  Dorf  Hötensleben  mit  acht  Dörfern  und  einem  Hofe, 
das  Schloß  Linder  mit  fünf  Dörfern,  das  Schloß  Kalvörde  mit 
dem  Werder  und  den  Dörfern,  das  Schloß  Vorsfelde  mit  allem 
Zubehör,  dem  Remernest  und  dem  Werder  und  das  Dorf 
Rorsheim  forderte  er  als  lediges  freies,  eigenes  Gut  des  Stiftes, 
dem  es  der  Herzog  unrechtmäßigerweise  vorenthielt,  zurück. 
Dafür  gab  er  als  Gründe  an:  Hötensleben  sei  von  Erzbischof 
Burchard  den  Grafen  Konrad  und  Gebhard  von  Wernigerode 
verpfändet  worden,  Linder  mit  Gewalt  und  Unrecht  seinen 
Mannen  abgewonnen,  Alvestorf  sei  zuwider  einer   Ueberein- 


1  Sudendorf  II,  184. 

2  Sudendorf  II,  185. 
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kunft  mit  dem  verstorbenen  Herzog  Otto  gebaut  worden,  und 
daß  man  es  nicht  abgebrochen  habe,  nachdem  das  Recht  zu 
seinen  Gunsten  entschieden,  verursache  ihm  einen  Schaden 
von  300  Mark.  Ferner  sei  Bardorf  wider  alles  Recht  auf  erz- 
stiftlichem  Grund  und  Boden  angelegt  worden,  es  müsse 
gleichfalls  niedergerissen  werden.  Das  Dorf  Rorsheim  sei 
durch  Tod  des  Lehnsträgers  erledigt  worden,  zudem  beziehe 
der  Herzog  unrechtmäßigerweise  daraus  die  Gülte.  Vorsfelde 
endlich  habe  niemand  von  ihm  zu  Lehen  verlangt  noch 
empfangen. 

Von  der  Markgrafschaft  Landsberg  und  Pfalz  Sachsen 
fordert  er  als  freies  Gut  des  Stiftes  Reideburg  mit  31  Dörfern, 
Schkopau  mit  17  Dörfern,  das  Schloß  Lauchstedt  mit  einem 
Hofe,  das  Schloß  Schafstädt  mit  Zubehör  und  Stadt  und  Schloß 
Sangerhausen  zurück,  und  brachte  vor,  die  drei  ersten  Schlösser 
und  Sangerhausen  seien  ihm  durch  den  Tod  der  Witwe  des 
Markgrafen  Heinrich  von  Brandenburg  und  Landsberg,  des 
Herzogs  Schwiegermutter  heimgefallen,  Schafstädt  aber  ent- 
halte ihm  der  Herzog  zu  Unrecht  vor.  Reideburg  habe  schon 
Tilemann  vpn  Dizkowe  vom  Stifte  besessen,  Schkopau  sei 
schon  Stiftslehen  gewesen,  bevor  es  an  den  Markgrafen  kam, 
und  die  Bürger  von  Sangerhausen  hätten  seinem,  Ottos,  Vor- 
gänger gehuldigt. 

Schließlich  klagte  er  den  Herzog  an,  er  habe  die  Güter 
derer  von  Hakeborn  und  Querfurt,  die  sie  vom  Stift  zu  Lehen 
hätten,  an  sich  gerissen.  Auch  habe  der  Herzog  ihm  und 
seinen  Leuten  für  2000  Mark  Schaden  zugefügt  durch  Raub, 
Brand,  und  Gefängnis,  dazu  schätze  er  den  Schaden,  den  ihm 
die  Vorenthaltung  der  Stiftsgüter  bereitet  habe,  auf  weitere 
2000  Mark  \ 

Darauf  erwiderte  Herzog  Magnus,  ihm  sei  nichts  von 
einer  Uebereinkunft  zwischen  dem  verstorbenen  Otto  und  dem 
Erzbischof  bekannt,  nach  der  Alvestorf  nicht  hätte  gebaut 
werden  dürfen,  Hötensleben  hätte  er  und  sein  Bruder  infolge 


1  Dreyhaupt,  I,  68  ff. 
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der  Verpfändung  zu  Recht  besessen,  Linder  habe  Herzog  Otto 
in  offener  Fehde  abgewonnen  und  seitdem  ohne  Widerspruch 
besessen,  wie  auch  Kalvörde.  Bahrdorf  aber  liege  gar  nicht 
auf  Stiftsgebiet,  sondern  in  dem  Remernest,  das  von  alters  zu 
Vorsfelde  gehört  habe.  Dies  hätten  sein  Vater,  Großvater 
und  Urgroßvater  innegehabt  und  niemals  zu  Lehn  von  Magde- 
burg empfangen.  Das  Dorf  Rorsheim  besitze  er  zu  Pfände. 
Die  in  der  Markgrafschaft  Landsberg  und  Pfalz  Sachsen  vom 
Erzbischof  beanspruchten  Schlösser  besitze  er  ebenfalls  von 
rechtswegen  und  sei  damit  von  ihrem  wirklichen  Lehnsherrn 
damit  belehnt.  Die  Güter  der  von  Hakeborn  und  Querfurt 
zu  Schafstädt  gingen  dagegen  von  ihm  selber  zu  Lehen.  Was 
den  Schaden  beträfe,  den  der  Erzbischof  von  seinen  Schlössern 
erlitten,  so  sei  dies  in  offenem  Kriege  geschehen,  wozu  jener 
erst  die  Veranlassung  gegeben  habe. 

Das  Gericht  war  dem  Herzog  von  vornherein  nicht 
günstig  gesinnt.  Sowohl  Herzog  Rudolf  von  Sachsen-Witten- 
berg wie  Graf  Albrecht  von  Anhalt  standen  auf  Seite  Karls  IV., 
vereint  mit  Erzbischof  Otto,  während  Herzog  Magnus  schon 
durch  seine  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zu  den  Witteis- 
bachern gezwungen  war,  Ludwig  dem  Bayern  anzuhängen. 
Bei  Graf  Albrecht  kam  noch  die  besondere  bittere  Erfahrung 
hinzu,  die  er  mit  Kaiser  Ludwig  gemacht  hatte.  Ihm  und 
seinem  Bruder  Waldemar  und  seinem  Vetter  Bernhard  von 
der  Bernburger  Linie  war  nämlich  am  27.  September  1320 
eben  die  Markgrafschaft  Landsberg  wie  die  Pfalz  Sachsen  ver- 
liehen worden  l,  um  die  es  sich  auch  hier  handelte.  Der  Um- 
stand, daß  der  Bruder  des  Herzogs,  der  Bischof  Albrecht  von 
Halberstadt,  ihnen  den  Aschersleber  Besitz  vorenthielt,  wird  den 
Grafen  Albrecht  nicht  freundlicher  gegen  Magnus  gestimmt  haben. 

Bis  zum  äußersten  Termin  schoben  die  Schiedsrichter 
ihre  Entscheidung  hinaus.  Erst  am  4.  Januar  1347  ward  der 
Spruch  zu  Calbe  abgegeben  2.    Dem  Herzog  ward  aufgetragen, 


1  Beckmann,  Historie  des  Fürstentums  Anhalt,  IV,  529. 

2  Riedel  II,  6,  77  und  Dreyhaupt  I,  68  ff. 
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die  zu  nennen,  die  ihm  Hötensleben  verpfändet  haben  Das 
Recht,  was  sich  dann  herausstellt,  soll  ihm  bleiben.  Als  Erbe 
seines  Bruders  Otto  soll  er  auch  die  wegen  Alvestorf  über- 
nommenen Verpflichtungen  erfüllen.  Dem  Stifte  eignes  Gut 
mit  Heeresmacht  abzugewinnen,  ist  zwar  nicht  statthaft,  doch 
einmal  im  Besitze  von  Linder,  soll  es  ihm  gelassen  werden, 
bis  es  ihm  gerichtlich  aberkannt  wird.  Ueber  Kalvörde  wird 
dem  Erzbischof  richterliche  Entscheidung  zu  suchen  anheim- 
gestellt. Die  Urkunden  aber,  die  er  über  Vorsfelde  und  Bahr- 
dorf ausgestellt  hat,  wie  der  Herzog  behauptet,  soll  er  halten. 
Der  Herzog  wiederum  soll  die  beibringen,  von  denen  er  Rors- 
heim  hat,  damit  sich  sein  Recht  ausweise,  ebenso  soll  er  den 
Lehnsherrn  nennen,  von  dem  er  die  fraglichen  Schlösser  der 
Mark  Landsberg,  der  Pfalz  Sachsen  und  Sangerhausen 
empfangen  haben  will.  Gelingt  ihm  in  einem  Falle  die  ge- 
nügende Vertretung  nicht,  soll  der  Erzbischof  das  Betreffende 
behalten.  Erkennen  die  von  Hakeborn  und  Querfurt  den  Erz- 
bischof als  Lehnsherrn  ihres  Gutes  Schafstädt  an,  soll  sie  der 
Herzog  daran  nicht  hindern.  Der  Schaden,  der  während  des 
Krieges  entstanden  ist,  soll  jedem  vom  andern  vergütet  werden. 
Die  Kosten  und  Nachteile  dagegen  die  der  Erzbischof  durch 
das  Vorenthalten  der  Stiftsgüter  erlitten  zu  haben  behauptet, 
soll  der  Herzog  nur  dann  ersetzen,  falls  er  bekennt,  im  Un- 
recht gegenüber  jenem  zu  sein. 

Obwohl  somit  in  den  meisten  Fällen  alles  von  den  bei- 
zubringenden Zeugen  und  Beweisen  abhängig  gemacht  wurde, 
war  der  Schiedsspruch  doch  dem  Erzbischof  bei  weitem 
günstiger  als  dem  Herzog.  Der  mochte  schon  geahnt  haben, 
daß  die  Sache  mit  diesem  Schiedsspruch  ihren  vollständigen 
Abschluß  nicht  finden  konnte  und  hatte  daraufhin  am 
17.  November  1346  mit  Markgraf  Ludwig  ein  Bündnis  auf 
vier  Jahre  geschlossen1. 

Am  2.  September  1346  hatte  Erzbischof  Otto  mit  dem 
Bischof  Albrecht  von  Halberstadt,   dem  Bischof  Heinrich  von 


1  Riedel  II,  2,  187;  Suppl.  21. 
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Hildesheim,  Herzog  Rudolf  von  Sachsen,  den  Grafen  Bernhard, 
Albrecht  und  Waldemar  von  Anhalt,  Graf  Burchard  von  Mans- 
feld,  Graf  Albrecht  von  Regenstein,  den  Grafen  von  Honstein, 
Graf  Konrad  von  Wernigerode,  den  Herren  von  Hadmersleben 
und  anderen  einen  Landfrieden  auf  ein  Jahr  geschlossen. 
Auch  die  Städte  Goslar,  Magdeburg,  Halle,  Halberstadt, 
Quedlinburg  und  Aschersleben  waren  ihm  beigetreten.  Die 
hauptsächlichsten  Bestimmungen  waren:  der  mit  zwei  Zeugen 
überwiesene  Straßenräuber  soll  in  der  Acht  sein,  ehrlos  und 
rechtlos.  Vor  eine  Feste,  von  der  aus  ein  Raub  geschehen 
ist,  sollen  alle  Mitglieder  des  Landfriedens  vierzehn  Tage  lang 
auf  eigene  Kosten  ziehen,  weiterhin  zu  Lasten  des  Landes- 
herrn, in  dessen  Gebiet  die  Feste  liegt.  Die  eingenommenen 
Festen  sollen  gebrochen  und  die  darin  Ergriffenen  gerichtet 
werden.1 

Bald  darauf,  am  17.  September,  hatte  der  Hauptmann 
der  Mark,  Burggraf  Johann  von  Nürnberg  dem  Erzbischof 
von  Magdeburg,  dem  Herzog  Rudolf  I.  von  Sachsen  und 
dessen  Söhnen,  sowie  den  Grafen  Albrecht  II.  von  Anhalt 
und  Bernhardt  III.  vollkommene  Sicherheit  für  ihre  Länder 
zugesagt,  und  zwar  sollte  das  ein  bindendes  Versprechen 
sein;  im  Fall,  daß  einer  es  nicht  mehr  halten  wollte,  sollte  er 
es  acht  Wochen  vorher  aufsagen.2 

Als  nun  Herzog  Magnus  mit  dem  Markgrafen  von 
Brandenburg  jenes  Bündnis  einging,  trat  an  die  Stelle  Johanns 
von  Nürnberg  als  Hauptmann  der  Mark  Friedrich  von  Lochen, 
der  gelobte,  an  des  Markgrafen  Stelle,  wenn  dieser  nicht  im 
Lande  sei,  dem  Herzoge  Hilfe  und  Heeresfolge  zu  leisten. 
Gleichwohl  scheint  der  Herzog  von  dieser  Seite  wenig  Unter- 
stützung genossen  zu  haben.  Denn  als  Erzbischof  Otto  gegen 
Reideburg  vorrückte,  sah  sich  Magnus  gezwungen,  die  Hilfe 
des  Markgrafen  Friedrich  von  Meißen  anzurufen.  Er  mußte 
sie  teuer  erkaufen,    nämlich  um  den  Preis  der  Mark  Lands- 


1  Heinemann  V,  336. 

2  Riedel  II,  2,  184. 
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berg  selbst,  die  Friedrich  für  achttausend  Schock  Groschen 
erwerben  wollte.  Magnus  hatte  die  Güter  seiner  Gemahlin 
Sophie  von  Ludwig  dem  Bayern  zwar  nur  unter  der  Be- 
dingung erhalten,  daß  er  sie  nicht  veräußere,  doch  da  ihm 
weder  der  Kaiser  noch  sein  Sohn,  der  Markgraf  von  Branden- 
burg beistand,  konnte  ihn  von  ihrer  Seite  kein  Vorwurf 
treffen.  Als  nun  am  5.  Juni  L347  der  Vertrag  über  den  Ver- 
kauf zu  Weißenfels  geschlossen  ward,  hielt  das  erzbischöfliche 
Heer  das  Schloß  Reideburg  umzingelt.  Deshalb  nahm  man 
in  den  Vertrag  die  Klausel  auf,  der  Verlust  Reideburgs  sollte 
den  Herzog  und  nicht  den  Markgrafen  treffen,  wenn  der  Erz- 
bischof und  seine  Verbündeten  es  innerhalb  der  nächsten 
neun  Tage  eroberten.  Dann  sollte  der  Markgraf  berechtigt 
sein,  von  der  Kaufsumme  tausend  Schock  abzuziehen.1  Da 
nun  die  Kaufsumme  für  die  Mark  Landsberg  später  nur  zu 
siebentausend  Schock  Groschen  angegeben  ist,  scheint  das 
Schloß  vor  Ablauf  der  neun  Tage  in  die  Hände  der  Magde- 
burger gefallen  zu  sein. 

Von  den  Kampf  um  Reideburg  wird  erzählt,  der  Erz- 
bischof hatTe  während  des  Gefechts  die  Fahne  des  heiligen 
Mauritius  an  einen  Baum  oder  Pfahl  nageln  lassen,  so  daß 
sie  weithin  sichtbar  wehte,  und  als  man  dem  Markgrafen 
gesagt  habe,  unter  diesem  Zeichen  sei  noch  kein  magdeburger 
Bischof  besiegt  worden,  habe  er  den  Mut  verloren  und  die 
Flucht  ergriffen.2 

Nachdem  der  Erzbischof  auch  Schkopau  erobert  hatte3, 
zog  er  gegen  das  Herzogtum  und  nahm  Kalvörde  ein.  Die 
Brüder  Fritz  und  Gerhard  von  Wederde,  die  das  Schloß 
pfandweise   von   Herzog  Magnus   innehatten,    errichteten    am 


1  Riedel  II,  2,  198. 

2  Schöppenchronik  201f. 

3  In  diese  Zeit  fällt  auch  die  Zerstörung  des  Raubnestes 
Wardenberg  an  der  Elbe,  bei  der  24  Gefangene  gehenkt  wurden. 
Gesta,  437. 
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24.  November  1347  mit  Otto  einen  Vergleich,  durch  den  sie 
sich  verpflichteten,  das  Schloß  dem  Erzbischof  zu  Diensten 
zu  halten l.  Mittlerweile  hatte  der  Hauptmann  Friedrich  von 
Lochen  dem  Erzbischof  den  Frieden  aufgekündigt2,  indessen 
deutet  nichts  darauf  hin,  daß  wirklich  brandenburgische  Truppen 
für  den  Herzog  gegen  den  Erzbischof  gestritten  hätten.  Dieser 
bemächtigte  sich  weiter  vordringend  Schöningens  und  brannte 
es  nieder.  Jetzt  hielt  es  Herzog  Magnus  für  das  Beste,  Frieden 
zu  schließen. 

Am  18.  Dezember  1347  ward  eine  Sühne  errichtet.  Der 
Herzog  überließ  dem  Stift  das  Schloß  Hötensleben  mit  allen 
Gütern,  die  Papstorf  und  Johann  von  Eckendorf  mit  dem 
Schlosse  von  ihm  besessen  hatten,  namentlich  mit  den  Dörfern 
Ohrsleben,  Wackersieben  und  Karlsdorf,  ferner  das  an  Friedrich 
und  Gerhard  von  Wederde  verpfändete  Schloß  Kalvörde  und 
das  an  Friedrich  von  Wederde  und  Günter  von  Bertensieben 
verpfändete  Schloß  Linder  mit  allem  Zubehör.  Doch  sollte 
der  Erzbischof  Kalvörde  und  Linder  von  den  Pfandinhabern 
für  die  Pfandsumme  einlösen.  Das  Schloß  Bahrdorf  sollte  er 
von  den  Vettern  des  Herzogs  in  Lüneburg  für  5000  Mark 
Silbers  zurückkaufen.  Auf  Rorsheim  verzichtete  der  Herzog. 
Nicht  erwähnt  sind  in  der  Sühneurkunde  Alvestorf  und  Vors- 
felde.  Jedenfalls  gab  Otto  seine  Forderungen  wegen  der 
beiden  Orte  auf.  Für  Hötensleben  räumte  er  dem  Herzog 
das  eroberte  Schöningen3. 

Schloß  gleich  diese  Sühne  keine  Verbindlichkeit  in  sich, 
fortan  Frieden  zu  halten,  so  waren  doch  beide  Gegner  zu  er- 
schöpft, um  den  Krieg  von  neuem  aufnehmen  zu  können. 
Nicht   einmal   die   freigegebene  Einlösung   der  Schlösser   zu 


1  Urkunde  vom  24.  November,  Heinemann  III,  816. 

2  Am  25.  Juni   benachrigt  Otto  die  Städte  Berlin  und  Cöln 
davon.     Riedel  II,  2,  199. 

3  Sudendorf  II,  232  und  233. 
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vollziehen,  war  der  Erzbischof  imstande.    Nach  zehn  Jahren 
noch  finden  wir  den  Herzog  im  Besitz  von  Kalvörde1. 

Daß  sich  das  Verhältnis  beider  Fürsten  zueinander  später 
besserte,  beweist  ein  Bündnis  vom  3.  Januar  1349,  worin  Erz- 
bischof Otto  dem  Braunschweiger  Beistand  gegen  die  von 
Ampleben  zusichert,  die  dem  Herzog  einen  seiner  Amtsleute, 
Hans  von  Papstorf,  gefangen  hatten2. 


1  Sudendorf  III,  33. 

2  ebenda  II,  300. 


Der  falsche  Waldemar. 

Am  11.  Oktober  1347  starb  Kaiser  Ludwig  der  Bayer. 
Auf  Veranlassung  des  Papstes,  Clemens  VI.,  hatten  die  drei 
geistlichen  Kurfürsten,  Herzog  Rudolf  von  Sachsen  und  Johann 
von  Böhmen  bereits  am  11.  Juli  des  Vorjahres  des  letzteren 
Sohn  Karl  zu  Rense  gewählt.  Zu  Lebzeiten  Ludwigs  ohne 
Einfluß  geblieben,  fiel  es  Karl  später  leicht,  sich  durchzusetzen. 
Von  ihm,  dem  Feinde  der  Witteisbacher,  erwarteten  die  Fürsten 
von  Anhalt  und  der  Herzog  von  Sachsen-Wittenberg  mit  Recht 
Förderung  ihres  Planes,  nach  dem  die  Mark  Brandenburg 
dem  wittelsbachischen  Markgrafen  Ludwig  entrissen  werden 
sollte.  Daß  Karl  ihn  billigte,  hatte  er  am  5.  November  1347 
schon  bewiesen,  indem  er  den  Herzog  Rudolf  und  seine  Söhne 
mit  der  Altmark  als  Reichslehen  belehnte1.  Ganz  und  gar 
auf  Karls  Seite  stand  auch  Erzbischof  Otto  von  Magdeburg2. 
Seine  Beziehungen  zu  dem  Luxemburger  waren  schon  zu- 
tage getreten,  als  Kaiser  Ludwig  noch  lebte:  am  21.  September 
1347  hatte  er  im  Bunde  mit  dem  schon  genannten  Rudolf 
von  Sachsen,  den  Fürsten  Albrecht  IL,  Waldemar  I.  und 
Bernhard  III.  von  Anhalt  Karl  mit  5000  Schock  Prager 
Pfennigen,  für  die  er  ihnen  seine  königliche  Dalmatika  ver- 
setzte, aus  einer  Geldverlegenheit  geholfen 3.  Auch  hatte  Otto 
dem  neuen  Herrscher  damals  schon  gehuldigt4,   dafür  wahr- 


1  Riedel  II,  2,  202. 

2  vgl.  Freyberg,  Die  Stellung  der  deutsch.  Geistlichkeit  zur 
Wahl  und  Anerkennung  Karls  IV.     Hall.  Diss.  1880.     S.  31. 

8  Heinemann  III,  815. 

4  vgl.  Th.  Lindner,  Habsburger  und  Luxemburger,  II,  21. 
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scheinlich  erhielt  er  von  ihm  am  14.  September  die  Privilegien 
des  Erzstifts  bestätigt.1  Diese  Bestätigung  wiederholte  Karl, 
als  er  am  28.  April  1348  den  Grafen  Albrecht  II.  von  Anhalt 
und  den  sächsischen  Herzog  beauftragte,  Otto  in  seinem  Namen 
die  Regalien  zu  erteilen.2 

Für  Ottos  entschiedenes  Hinneigen  zur  Partei  Karls  IV. 
mag  der  kaum  beendete  braunschweigische  Krieg  und  die 
Gruppierung  der  benachbarten  Fürsten,  wie  sie  sich  dabei 
entwickelt  hatte,  in  erster  Linie  bestimmend  gewesen  sein. 
Demnach  konnte  Ludwig  als  Bundesgenosse  seines  Gegners 
Ottos  Freund  nicht  sein,  hatte  seit  dem  Vergleiche  von  1386 
zwischen  beiden  auch  nichts  vorgelegen.  Otto  für  einen 
grundsätzlichen  Gegner  der  Witteisbacher  in  der  Mark  an- 
zusehen, etwa,  weil  der  Papst  sie  unermüdlich  bekämpfte, 
liegt  kein  Anlaß  vor.  Aber  die  allgemeine  Stimmung  wandte 
sich  gegen  die  Person  Ludwigs  des  Aelteren,  der  die  nicht 
einwandfreie  Ehe  mit  Margarete  Maultasch  geschlossen  hatte, 
und  sie  ergriff  auch  den  Erzbischof.  Mehr  als  Helfer  und 
Mitstreiter,  denn  als  selbständiger,  zielbewußter  Unternehmer 
tritt  Otto  in.  den  folgenden  Jahren  auf;  infolgedessen  ist  es 
schwer  zu  erraten,  was  ihn  eigentlich  bei  seinem  Handeln  ge- 
leitet, welchen  Erfolg  er  sich  davon  versprochen  hat. 

Daß  der  falsche  Waldemar  bei  ihm,  der  persönlich  am 
wenigsten  in  den  Streit  um  die  Mark  verflochten  war,  zuerst 
auftauchte,  war  eine  besonders  glückliche  Erfindung  der  An- 
stifter jenes  Betrugs.  Denn  daß  der  alte  Mann,  der  vorgab, 
der  vor  neunzehn  Jahren  verstorbene  und  in  Chorin  be- 
grabene Markgraf  Waldemar  von  Brandenburg  zu  sein,  aus 
eigner  List  gehandelt  habe,  ist  unwahrscheinlicher,  als  daß  die 
Fürsten  eine  geeignete  Person  dazu  veranlaßten.  Dem  Aben- 
teurer auf  eigne  Faust  wären  sie  vielleicht  mißtrauischer  be- 
gegnet. Wie  das  nun  im  Einzelnen  zuging,  wer  den  Betrüger 
aufstellte,  ob  Rudolf  von  Sachsen  allein,  wie  die  eine  Legende 


1  Huber,  Regest.  Karls  IV.     346. 

2  ebenda  670  und  Heinemann  III,  818. 
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geht,  ob  er  in  völligen  Einverständnis  mit  den  anhalter 
Fürsten,  wie  auch  erzählt  wird,  wie  Erzbischof  Otto  darein 
verwickelt  war,  das  aus  den  dürftigen  Quellen  zu  entwirren, 
ist  unmöglich.1  Fest  steht  nur,  daß  der  echte  Waldemar,  der 
letzte  brandenburgische  Askanier,  nicht  wiedergekehrt  ist.2 

Der  Hergang  war  folgender.  Anfang  August  1348  ver- 
breitete sich  von  Magdeburg  aus  das  Gerücht,  Markgraf 
Waldemar,  den  man  für  1319  gestorben  gehalten,  sei  von 
einer  Bußfahrt,  die  er  wegen  seiner  Heirat  mit  einer 
nahen  Verwandten  unternommen,  zurückgekehrt  und  habe 
sich  zuerst  dem  Erzbischof  von  Magdeburg  zu  erkennen 
gegeben.  Otto,  der  ja  den  wirklichen  Waldemar  nicht 
mehr  gekannt  hatte,  schrieb  sogleich  an  die  anhaltischen 
Grafen  und  an  die  sächsischen  Herzöge,  die  darauf  herbei- 
eilten, um  sich  von  der  Echtheit  des  Wiederaufgetauchten 
zu  überzeugen.  Obwohl  Waldemar  nicht  alle  Fragen,  die 
sie  an  ihn  stellten,  nach  Wunsch  beantworten  konnte,  fiel 
ihre  Prüfung  doch  im  allgemeinen  günstig  aus;  denn  daß 
einer  bei  fast  zwanzigjähriger  Abwesenheit  von  der  Heimat 
auch  manches  vergessen  konnte,  war  nur  zu  natürlich.  In 
einem  an  mehrere  Städte  und  Herren  der  Mark  gerichteten 
Schreiben  erklärte  Waldemar  alsdann,  die  Herrschaft  wieder 
übernehmen  zu  wollen,  und  Erzbischof  Otto  und  die  Askanier 
unterstützten  ihn  dabei,  indem  sie  ihrerseits  die  Stände  auf- 
forderten, Waldemar,  ihren  eigentlichen  Herrn  wieder  auf- 
zunehmen.3 

Rasch  ward  ein  Heer  zusammengebracht,  um  den  An- 
sprüchen des  wiederkehrenden  Fürsten  Nachdruck  zu  verleihen, 


1  Die  Quellenberichte  hat  Klöden  (Dipl.  Gesch.  des  Markgr. 
Waldemar  III  S.  336  ff.)  zusammengestellt  und  erörtert,  dabei  jedoch 
ganz  beherrscht  von  der  Absicht,  die  Echtheit  des  Betrügers  zu 
beweisen.  Vgl.  auch  Pauli,  Preuß.  Staatsgesch.  Halle  1760 ff. 
I,  441  ff.     Huber,  Regest.  Karl  IV.  R.  49  a. 

2  Lindner,  a.  a.  O.  22. 

3  Hierzu  und  zu  dem  Folgenden  vgl.  Klöden,  Waldemar, 
III,  189ff.  und  Werunsky,  Karl  IV.     II,  1,  125ff. 
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aber  es  war  fast  keine  Gewalt  nötig.  Es  rächte  sich  jetzt, 
daß  Markgraf  Ludwig  es  nicht  verstanden  hatte,  sich  in  der 
Mark  beliebt  zu  machen,  zudem  drückte  die  Not  des  endlosen 
Bannes  und  Interdiktes  das  Land.  Wo  sich  Waldemar  zeigte, 
kamen  ihm  die  Bürger  in  feierlichem  Zuge  entgegen  und  holte 
ihn  die  Geistlichkeit  mit  Kreuzen  und  Fahnen  ein,  so  in 
Tangermünde,  Stendal,  Salzwedel,  Gardelegen  und  anderen 
namentlich  altmärkischen  Orten.1  Denn  hier  in  der  Altmark 
hatte  sich  die  Erinnerung  an  Waldemar  länger  erhalten  als 
anderswo,  weil  die  Markgräfin  Agnes  als  Herzogin  von 
Braunschweig  Jahre  lang  in  Tangermünde  residiert  hatte. 
Durch  List  oder  Gewalt  gewonnen  wurden  Sandau,  Kamern, 
Jerichow,  Klietz,  Scholene,  Plote  und  Plauen.2  Bevor  man 
wieder  nach  Wolmirstedt  zurückging,  stellte  sich  Waldemar  zur 
Untersuchung  seiner  Echtheit  auf  dem  Landtage  zu  Brandenburg. 
Man  mochte  sich  indessen  noch  so  große  Mühe  geben,  man 
kam  nicht  ins  Klare  über  ihn;  da  sich  aber  für  seine  Unechtheit 
keine  genügenden  Beweise  fanden,  und  Erzbischof  Otto  und 
Graf  Albrecht  von  Anhalt  mit  Bestimmtheit  erklärten,  es  sei 
der  wahre  Waldemar,  erkannten  ihn  die  Stände  an.  Die 
Städte  dagegen  wollten  ihn  nicht  aufnehmen.  Sie  trachteten, 
bei  dem  Handel  wenigstens  audi  Vorteile  für  sich  heraus- 
zuschlagen und  forderten  neben  der  Bestätigung  der  alten 
Rechte  neue  Zugeständnisse.  Im  Namen  ihres  Schützlings 
verhandelten  der  Erzbischof  und  Graf  Albrecht  mit  ihnen, 
bis  man  sich  einigte.  Von  Wolmirstedt  aus  bestätigte  Waldemar 
am  17.  August  der  Altstadt  Brandenburg  alle  Gerechtigkeiten 
und  Freiheiten.  Als  Zeugen  hängen  Erzbischof  Otto  und  Graf 
Albrecht  hier  wie  bei  den  andern  Urkunden,  die  Waldemar  in 
diesen  Tagen  für  Pritzwalk,  Tangermünde,  Osterburg  und 
anderen  ausstellte,  ihre  Siegel  an.3 


1  Lenz,  Becmannus  enucleatus  112. 

2  Brottuff,  Anhalt.  Chronik,   Amberg  1602.     S.  100. "  Pauli, 
Staatsgeschichte  I,  450. 

3  Riedel  I,  16,  12  u.  a. 
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Ein  Zug  nach  der  Priegnitz,  der  dann  unternommen  wurde, 
verlief  nicht  minder  erfolgreich.  Ueberall  ward  Waldemar 
freundlich  und  feierlich  empfangen.  Am  vorsichtigsten  hielt 
sich  die  Mittelmark,  wo  der  Magdeburger  Erzbischof  keinen 
Einfluß  übte,  auch  die  wittelsbachische  Partei  stark  war.  Am 
29.  August  war  Waldemar  wieder  in  Brandenburg.  Von  hier 
aus  benachrichtigte  er  König  Karl,  daß  bereits  25  märkische 
Städte  sich  unterworfen  hätten.  Außer  dem  Magdeburger 
Erzbischof  und  dem  anhaltischen  Grafen  befanden  sich  in 
seiner  Umgebung  jetzt  die  Söhne  Rudolfs  von  Sachsen,  Rudolf 
und  Otto,  und  Graf  Albrecht  von  Mühlingen  und  Barby,  dessen 
Vater  sich  im  Jahre  1336  mit  Markgraf  Ludwig  gegen  den 
Erzbischof  von  Magdeburg  verbündet  hatte.1 

Von  Brandenburg  gingen  die  Fürsten  nach  Cremmen,  wo 
sich  die  Herzöge  von  Mecklenburg,  Albrecht  und  Johann,  der 
Herzog  Barnim  von  Pommern,  Gesandte  des  Königs  von 
Schweden,  die  Grafen  Johann,  Heinrich  und  Klaus  von  Holstein, 
Graf  Klaus  von  Schwerin  und  die  Herren  zu  Wenden,  Johann 
und  Nikolaus,  Waldemar  anschlössen.2 

Jetzt  unterwarf  sich  auch  die  Uckermark  mit  Prenzlau 
ohne  Widerstand.  Pommern  sollte  sie  für  Waldemar  besetzen. 
Von  Prenzlau  aus  zog  Waldemar  über  Angermünde,  Eberswalde, 
Bernau  und  Spandau  gegen  Berlin  und  Köln,  die  sich  nun 
auch  nicht  mehr  halten  konnten. 

Jetzt  erst  eilte  Markgraf  Ludwig,  der  die  Gefahr  bisher 
unterschätzt  hatte,  aus  Kärnten  herbei,  um  die  Angriffe  auf 
die  Mark  zurückzuschlagen.  Die  Streitmacht  des  falschen 
Waidemars  und  seiner  Helfershelfer  war  inzwischen  in  das 
Land  Lebus  eingerückt  und  belagerte  Müncheberg.  Ludwigs 
Hilfskräfte  waren  jedoch  zu  schwach,  um  Müncheberg  zu  ent- 
setzen. Dies  ergab  sich  und  Waldemar  wandte  sich  weiter 
gegen  Frankfurt  an  der  Oder.  Hier  verschanzte  sich  Ludwig 
mit  den  Truppen  des  Grafen  Günther  von  Schwarzburg. 


1  Riedel  II,  2,  104. 

2  ebenda  214.     Klöden  III,  475, 
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Inzwischen  hatte  Karl  IV.  in  Böhmen  ein  großes  Heer 
gesammelt  und  war  Mitte  September  ebenfalls  nach  der  Mark 
aufgebrochen,  um  sich  bei  Müncheberg  mit  dem  Heere 
Waidemars  und  seiner  Anhänger  zu  vereinigen.  Hier  ward 
ein  großes  Lager  aufgeschlagen,  dessen  Mittelpunkt  Heinrichs- 
dorf bildete.  Bevor  er  aber  den  Feldzug  begönne,  wollte 
Karl,  um  dem  Verfahren  den  Schein  des  Rechts  zu  verleihen, 
den  falschen  Waldemar  belehnen.  Zuvor  ernannte  er  eine 
Kommission,  der  die  Untersuchung  der  Echtheit  Waidemars 
übertragen  wurde.  Sie  setzte  sich  aus  folgenden  Mitgliedern 
Mitgliedern  zusammen  l:  Rudolf  der  Aeltere  von  Sachsen  und 
dessen  gleichnamiger  Sohn,  Johann,  Herzog  zu  Mecklenburg, 
Graf  Albrecht  zu  Anhalt,  Graf  Albrecht  zu  Mühlingen  und 
Barby,  Ritter  Werner  von  Anvord,  Ritter  Albrecht  von  Warburg 
und  Propst  Friedrich  von  Berlin.  Von  diesen  Männern  hatten 
nur  zwei  den  wirklichen  Markgrafen  Waldemar  gekannt,  von 
den  übrigen  war  die  Mehrzahl  schon  von  Anfang  an  für  die 
Echtheit  des  falschen  eingetreten,  eine  unparteiische  Unter- 
suchung war  also  von  dieser  Kommission  nicht  zu  erwarten. 
Karl  hatte  .sje  eingesetzt  und  mußte  natürlich  auch  ihr  Zeugnis 
gelten  lassen.  Das  lautete,  Waldemar  sei  echt,  und  damit  war 
der  König  befriedigt.  Hierauf  belehnte  er  am  2.  Oktober 
Waldemar  und  seine  Erben  und  Nachkommen  mit  den  Marken 
Brandenburg  und  Landsberg,  sowie  mit  der  Kurwürde.2  Für 
sich  selbst  forderte  er  die  Lausitz,  während  sich  die  Herzöge 
von  Sachsen  und  die  Grafen  von  Anhalt  für  den  Fall,  daß 
Waldemar  kinderlos  stürbe,  die  Anwartschaft  auf  seine  Länder 
sicherten.3 

Nachdem  die  Belagerung  Frankfurts  ohne  Erfolg  gewesen 
war,  trat  Karl,  vielleicht  aus  Furcht  vor  der  Pest,  die  jetzt 
rasend  überhand  nahm,  und  weil  der  Winter  nahe  war,  den 
Rückzug  an.     Um  Ludwig  die  Hände  zu  binden,   ordnete  er 


1  Riedel  II,  2,  217. 

a  ebenda. 

3  ebenda  219  u.  225. 
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im  Lager  bei  Fürstenberg  am  18.  Oktober  einen  Landfrieden 
an.  Er  beauftragte  deshalb  Erzbischof  Otto,  der  merkwürdiger- 
weise in  keiner  der  bei  Heinrichsdorf  ausgestellten  Urkunden 
genannt  ist,  und  den  falschen  Waldemar,  von  allen  Bischöfen, 
Fürsten,  Grafen,  Dienstmannen,  Städten,  Rittern  und  Knechten  den 
Landfrieden  schwören  zu  lassen.  Zum  Richter  des  Landfriedens 
bestellte  er  Waldemar  selbst,  erlaubte  ihm  aber,  sich  durch  einen 
oder  mehrere  Richter  nach  seiner  Wahl  vertreten  zu  lassen  K 
Auf  den  29.  November  erließ  Karl  eine  Einladung  an  die 
Städte  jedes  Landes,  zwei  ihrer  vornehmsten  Bürger  nach 
Wittenberg  zu  senden.  Außer  Herzog  Rudolf  und  dessen 
Söhnen  fanden  sich  zu  dieser  Zusammenkunft  auch  die  Grafen 
Albrecht  und  Waldemar  von  Anhalt-Zerbst  und  deren  Vetter 
Bernhard  von  Anhalt-Bernburg  ein,  ferner  Erzbischof  Otto  von 
Magdeburg  und  der  falsche  Waldemar.  Hier  schlössen  die 
Herzöge  von  Sachsen,  Rudolf  und  Otto,  die  Grafen  Albrecht  und 
Waldemar  von  Anhalt  und  Erzbischof  Otto  am  14.  Dezember 
ein  Bündnis.  Darin  versprechen  sie,  einander  getreulich  zu 
helfen,  daß  Markgraf  Waldemar  in  den  Besitz  der  Mark 
Brandenburg  gelange,  und  daß,  wenn  er  stürbe,  jeder  sein 
Teil  bekomme,  nämlich  die  Fürsten,  was  an  der  Mark  vom 
Reiche  zu  Lehen  gehe,  während  alles,  was  Lehen  oder  Eigen- 
gut des  Erzbistums  sei,  an  den  Erzbischof  zurückfallen  solle'2. 
Um  Karl  wirksamer  entgegentreten  zu  können,  stellte  die 
wittelsbachische  Partei  Ende  Januar  1349  in  dem  Grafen 
Günter  von  Schwarzburg  einen  Gegenkönig  auf.  Zu  Frankfurt 
gewählt,   fand   er  wohl  bei  den  süddeutschen  Städten  einigen 


1  Huber,  Regest.  Karls  IV.     770.     Riedel  II,  2,  229. 

2  Riedel  II,  2,  232.  Klöden  meint,  Magdeburg  habe  mit 
dieser  Urkunde  bis  zu  dem  unbeerbten  Ableben  Waidemars  auf 
die  Anerkennung  der  Lehnsoberhoheit  verzichtet  und  folgeit  daraus, 
man  sei  von  Waidemars  Echtheit  überzeugt  gewesen.  Doch  liegt 
m.  E.  kein  Verzicht  in  dem  Wortlaut  des  Vertrages,  der  kann 
auch  nicht  darin  liegen,  da  sich  Otto  in  seinen  Ansprüchen  auf 
1196  berief,  eine  Abmachung,  die  auch  für  den  echten  Waldemar 
gelten  mußte  und  gegolten  haben  mußte,  wenn  sie  überhaupt 
noch  zu  Recht  bestand. 
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Anhang,  doch  aufkommen  konnte  er  gegen  Karl  nicht.  Diesem 
gelang  es  nämlich,  Günters  Hauptwähler,  den  Pfalzgrafen 
Rudolf,  für  sich  zu  gewinnen,  indem  er  sich  mit  dessen  Tochter 
vermählte.  Günter  verzichtete,  von  Karl  angemessen  ent- 
schädigt, und  starb  bald  darauf. 

Inzwischen  hatte  Ludwig,  da  er  die  Unmöglichkeit  einsah, 
gegenüber  so  zahlreichen  Gegnern  die  Mark  zurückzugewinnen, 
Ende  Mai  1349  Karl  zu  Eltville  anerkannt  *  dieser  beabsichtigte 
indessen  keineswegs,  ihm  die  Mark  zu  verschaffen.  Mit  Rück- 
sicht auf  seine  Bundesgenossen  in  Norddeutschland  und  den 
Papst  wies  Karl  am  15.  August  desselben  Jahres  die  Be- 
hauptung, er  betrachte  irgendeinen  andern  außer  Waldemar 
als  den  rechtmäßigen  Markgrafen  von  Brandenburg,  durch 
Briefe  an  Fürsten  und  Städte  ausdrücklich  zurück.2 

Der  angebliche  Waldemar  war  je  länger  je  mehr  in  Ab- 
hängigkeit von  seinen  Beschützern  geraten.  Die  Bedingungen, 
die  sie  wegen  der  Kriegskosten  für  ihre  weitere  Hilfe  stellten, 
waren  derart,  daß  Waldemar  und  seinen  Nachkommen,  hätte 
sich  seine  Echtheit  nachträglich  noch  herausgestellt,  von  der 
Mark  schließlich  nicht  viel  übrig  geblieben  wäre.  Darüber 
hatte  man  am  19.  April  in  Berlin  Verträge  geschlossen.  Erz- 
bischof Otto  war  gleichfalls  dort  und  ließ  sich  die  Altmark 
verpfänden.3  Am  5.  Mai  hatte  Waldemar  diesen  Anspruch 
bestätigt  und  der  Kirche  von  Magdeburg  für  den  Fall  seines 
unbeerbten  Todes  die  Altmark  und  Sandau  für  immer  zu- 
gesprochen4.   Damit  gewann  der  Erzbischof  wenig. 

Auch  bei  der  Ausfertigung  einer  Belehungsurkunde  für 
Bodo  und  Friedrich  Torgow  durch  die  askanischen  Fürsten  am 
12.  Mai  in  Köpenik  war  Otto  anwesend.6 


1  Riedel  II,  2,  251  —  253.  Vgl.  auch  Steinherz,  Die  Verträge 
Karls  IV.  mit  den  Witteisbachern  zu  Eltville,  Mitteil,  des  Inst.  f. 
österr.  Geschichtsforsch.  VIII,  87. 

2  Riedel  II,  2,  261.     Klöden  III,  509—510. 

3  Riedel  II,  2,  248.     Klöden  III,  501—502. 

4  Riedel  II,  2,  249. 

5  Klöden  III,  Urk.  Anh.  XXXIX. 

4* 


—     52     — 

Einige  Erfolge,  die  die  Witteisbacher  im  Vereine  mit  König 
Waldemar  von  Dänemark  bald  darauf  über  die  Askanier  er- 
rangen, ihre  Versöhnung  mit  den  Herrschern  von  Pommern- 
Stettin  und  Polen,  andrerseits  ihr  Geldmangel,  machten  Anfang 
1350  beide  Parteien  einem  Vergleiche  geneigt.  Zu  Spremberg 
in  der  Lausitz  einigte  man  sich  und  wählte  zum  Schiedsrichter 
König  Magnus  von  Schweden.1  Doch  Karl,  damit  nicht  ein- 
verstanden, beschied  die  Fürsten  nach  Bautzen  und  ließ  am 
14.  Februar  I3c0  durch  den  Pfalzgrafen  Ruprecht  nach  dem 
Spruche  eines  Gerichtshofes,  der  diesmal  fast  nur  aus  An- 
hängern Ludwigs  bestand,  verkünden,  Waldemar  sei  eher  un- 
echt als  echt.2  Die  endgültige  Entscheidung  sollte  ein  Reichs- 
tag zn  Nürnberg  fällen.  Während  Karl  Ludwig  und  seine 
Brüder,  Ludwig  den  Römer  und  Otto  mit  den  Marken  Branden- 
burg und  Lausitz  samt  der  Kurwürde  bereits  belehnte,  mußten 
diese  sich  verpflichten,  die  in  München  aufbewahrten  Reichs- 
insignien  auszuliefern,  Karl  huldigen  und  den  Treueid  leisten.3 

Als  dann  vor  dem  Reichstage  in  Nürnberg  im  April  des- 
selben Jahres  weder  Waldemar  selbst  noch  irgendeiner  seiner 
Freunde  erschien,  ward  Waldemar  alles  Recht  auf  die  frag- 
lichen Gebiete  abgesprochen  und  er  für  einen  Betrüger  erklärt. 
Karl  erließ  danach  ein  Schreiben  an  die  märkischen  Städte, 
die  bis  dahin  zu  Waldemar  gehalten,  und  befahl  ihnen,  sich 
an  den  falschen  Waldemar  nicht  mehr  zu  kehren,  sondern 
dem  Markgrafen  Ludwig  dem  Aelteren  und  dessen  Brüdern 
als  ihren  rechtmäßigen  Herren  zu  huldigen.4 

Das  war  freilich  nicht  im  Sinne  der  Städte.  Noch  weniger 
waren  die  Fürsten  der  Waidemarschen  Partei  geneigt,  jetzt 
ohne  weiteres  das  Feld  zu  räumen.  Im  Februar  war  es  dem 
Erzbischof,  der  nicht  in  Bautzen  gewesen  war,  gelungen,  in 
Stendal  zwischen  Bürgern  und  Patriziern  Eintracht  zu  stiften. 
Hier  war,  wie  in  Magdeburg,   eine  neue  Stadtverfassung  ein- 


1  Riedel  II,  2,  267,  269. 

2  Riedel  II,  2,  265.     Vgl.  Heinemann  III,  885. 

3  Riedel  II,  2,  279,  284,  287,  293/4. 

4  Riedel  II,  2,  297.     Huber,  Reg.  Karls  IV.  1252—54. 
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geführt  worden,  die  den  Innungen  Teilnahme  am  Regiment 
verschaffte.1  Seitdem  lagen  die  alten  Patriziergeschlechter  mit 
der  Stadt  in  Streit.  Am  21.  Februar  1350  ward  in  Tangermünde 
ein  Vergleich  geschlossen2,  dem  die  völlige  Versöhnung  in 
Stendal  am  1.  März  folgte,  das  Ergebnis  von  Verhandlungen 
unter  Augen  des  Erzbischofs  in  Wolmirstedt.3  Am  selben 
21.  Februar  hatten  Waldemar  und  Erzbischof  Otto  mit  den 
altmärkischen  Städten  ein  Uebereinkommen  wegen  der  ihnen 
verpfändeten  Bede  getroffen.  Die  Städte  verzichteten  darauf 
und  erhielten  dafür  die  Erlaubnis,  den  von  ihnen  den  Fürsten 
zu  zahlenden  Zins  solange  zu  erheben,  bis  sie  446  Mark 
brandenburgischen  Silbers,  die  sie  von  Markgraf  Ludwig  zu 
fordern  hatten,  zurückempfingen.4 

Nach  der  Entscheidung  von  Nürnberg  trafen  die  Fürsten 
in  Brandenburg  zusammen,  um  weitere  Schritte  zu  beraten. 
Zunächst  ward  die  Altmark  angewiesen,  dem  Erzbischof  von 
Magdeburg  die  Pfandhuldigung  zu  leisten.5  Im  übrigen  faßte 
man  folgenden  Plan:  die  Städte  der  Neu-  und  Uckermark 
sollten  den  Fürsten  von  Anhalt  und  den  sächsischen  Herzogen 
den  Treueid  zu  schwören  wie  ihren  angestammten  Herrschern 
und  darauf  Briefe  an  Karl  senden,  in  denen  sie  ihn  bäten,  sie 
bei  den  askanischen  Fürsten  zu  lassen.6  Als  aber,  bevor  noch 
diese  Schreiben  abgegangen  waren,  Karl  von  neuem  die  Auf- 
forderung an  die  Städte  richtete,  von  Waldemar  abzulassen 
und  die  wittelsbachischen  Markgrafen  anzuerkennen7,  gaben 
die  Fürsten  die  Hoffnung  auf,  Karl  umzustimmen,  und  die 
Absendung  der  Briefe  unterblieb. 

Darauf  begann  der  Krieg  von  neuem.  Die  Erfolge,  die 
Ludwig   errang,   mochten   Karl   doch  nicht  genehm  sein,    so 


1  Vgl.  Götze,  Urkundl.  Gesch.  der  Stadt  Stendal  137 ff. 

2  Riedel  I,  15,  134. 

3  ebenda  135,  136. 

4  ebenda  II,  2,  290. 

5  ebenda  II,  2,  299. 

6  Klöden  4,  1—15,  Heinemann  III,  635  ff. 

7  Regest.  Karls  IV.  1307.    Riedel  II,  2,  314.    Klöden  IV,  377. 
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suchte  er  zwischen  den  beiden  Parteien  zu  vermitteln.  Am 
20.  Mai  1351  schloß  man  einen  Waffenstillstand  bis  zum  nächsten 
Johannisfeste.1  An  ihm  beteiligten  sich  auch  die  Herzöge  Otto 
und  Wilhelm  von  Braunschweig,  die  schon  am  19.  Februar  1350 
von  Ludwig  dem  Aelteren  um  Vermittlung  gebeten  worden 
waren2;  am  12.  April  hatte  Karl  selbst  ihnen  aufgetragen,  den 
Witteisbachern  in  den  Besitz  der  Mark  zu  verhelfen.3  Sie 
hatten  denn  auch  wirklich  in  der  Vogtei  Salzwedel  Erfolge 
erzielt.  Deshalb  waren  die  Askanier  am  10.  Februar  1351 
überein  gekommen,  die  Städte  und  Lande  Osterburg,  Stendal 
und  Sandau  bis  sur  Einlösung  schlechthin  an  den  Erzbischof 
von  Mageburg  zu  weisen.4 

Trotzdem  unterwarf  sich  Sandau  am  20.  März  den  Brüdern 
Ludwig.5 

Herzog  Rudolf  der  Jüngere  von  Sachsen  und  Erzbischof 
Otto  hatten  sich  verpflichtet,  sich  Karls  Schiedsspruch  zu  fügen, 
Aber  die  Vorberatungen  zu  Jüterbog,  an  denen  auch  Markgraf 
Friedrich  von  Meißen  teilnahm,  führten  nur  dazu,  daß  jene 
Fürsten  ihr  Wort  wieder  zurücknahmen:  sie  könnten  sich  Karls 
Entscheidung  nicht  fügen.6  Darauf,  am  14.  September  1351, 
befahl  Karl  von  Pirna  aus  der  Stadt  Tangermünde,  sich  trotz 
des  Erzbischofs  von  Magdeburg  zu  dem  Markgrafen  Ludwig 
und  dessen  Brüdern  zu  halten7,  und  verhängte  über  sie,  sowie 
die  Städte  Görzke,  Brandenburg,  Stendal,  Osterburg,  Seehausen, 
Prenzlau,  Pasewalk  und  Templin  die  Reichsacht.8 

Da  Erzbischof  Otto  infolge  des  Krieges,  der  zwischen 
Magdeburg  und  dem  Landadel  ausgebrochen  war,  nicht  imstande 
war,  den  Städten  Hilfe  zu  bringen,  mußten  sich  Seehausen, 


1  Riedel  II,  2,  330.     Regest   Karls  IV.  1304,  Rs.  141. 

2  Riedel  II,  2,  289. 

3  ebenda  297. 

1  Riedel  I,  15,  138.     II,  2,  328. 

6  ebenda. 

6  Gerken  VI,  507,  510. 

7  Riedel  I,  16,  13.     Regest.  Karls  IV.  1419—1421. 

8  Riedel,  Suppl.  27. 
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Gardelegen,  Tangermünde,  Osterburg  und  Stendal  den  Streit- 
kräften Ludwigs  im  Herbst  des  Jahres  1351  unterwerfen.  Und 
da  Otto  ohne  Aussicht  auf  Wiedererlangung  der  Kosten  und  allen- 
falls einen  Gewinn  nicht  auf  die  Einwilligung  des  Domkapitels, 
den  Krieg  wieder  aufzunehmen,  rechnen  konnte,  ließ  er  sich  in 
Verhandlungen  mit  Ludwig  ein.  Ludwig  bewilligte  ihm  5000  Mark 
für  die  in  den  letzten  4  Jahren  aufgewandten  Kriegskosten  und 
verpfändete  dafür  Tangermünde  und  Jerichow',  Tangermünde 
für  2000  Mark,  und  Jerichow  mit  allem  Zubehör,  wie  es  Johann 
von  Buch  hatte,  namentlich  die  Dörfer  Klietz,  Schollene  und 
Scharlübbe,  für  3000  Mark.  Bei  erneuten  Streitigkeiten  sollte 
Tangermünde  neutral  bleiben.  Was  der  Erzbischof  an  Städten 
und  Schlössern  eingenommen  hatte,  sollte  er  sofort  herausgeben. 
Den  Helfern  des  Erzbischofs  gelobte  Ludwig,  es  nicht  zu  ge- 
denken, sondern  ihr  huldvoller  und  gnädiger  Herr  zu  bleiben. 

Unter  solchen  Bedingungen  kam  am  23.  November  1351 
die  Versöhnung  zustande.1 

Waldemar  und  die  Askanier  hatten  jetzt  nur  noch  die 
Uckermark,  soweit  sie  nicht  in  pommerschen  Händen  war. 
Am  27.  JaTiuar  1352  huldigte  Stendal  Ludwig  dem  Römer,  der 
inzwischen  durch  den  Luckauer  Vertrag  zur  Herrschaft  in  der 
Mark  gelangt  war.  Er  versprach  der  Stadt,  ihr  die  Briefe,  die 
sie  dem  Magdeburger  Erzbischof  gegeben  hatte,  wiederzuschaffen 2 

Am  1.  März  1354  verband  sich  Erzbischof  Otto  von  neuem 
mit  Herzog  Rudolf  dem  Jüngeren  von  Sachsen  und  dem 
Fürsten  Albrecht  von  Anhalt  mit  besonderer  Beziehung  auf 
die  Mark.3  Er  verpflichtete  sich  zu  hundert  Mann  mit  Helmen. 
Keiner  der  Vei  tragschließenden  sollte  sich  mit  einem  ihrer 
Feinde  sühnen  außer  mit  aller  Wille.  Genommene  Festen 
sollten  die  behalten,  von  denen  sie  zu  Lehen  gingen,  sonst 
sollten  sie  allen  gehören.  Unter  den  Gefangenen  hatte  der 
Erzbischof  die  erste  Wahl. 


1  Riedel  II,  2,  336  ff.     Regest.  Karls  IV.,  R.  148. 

2  Riedel  I,  15,  146. 

3  Klöden  IV,  Urk.  Anh.  80.     Riedel  II,  2,  349. 
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Die  Streitlust  scheint  indessen  nicht  mehr  groß  gewesen 
zu  sein.  Dazu  fehlte  es  auch  beiden  Parteien  an  Mitteln. 
Das  Bündnis,  das  die  Herzöge  von  Pommern  am  22.  Mai  1351 
mit  dem  Fürsten  von  Anhalt  schlössen1,  machte  es  besonders 
für  Ludwig  wünschenswert,  einen  Vergleich  mit  seinen  Gegnern 
zu  finden.  Erzbischof  Otto  fand  sich  bald  bereit  dazu.  Gegen 
den  Verzicht  auf  Stadt  und  Schloß  Sandau,  das  dem  Erzstift 
mit  allen  Rechten  auf  ewig  als  Eigentum  gehören  sollte,  auf 
das  Land  Kamern  mit  allem  Zubehör,  wie  es  Johann  von 
Buch  innehatte,  Schloß,  Weichbild  und  Land  Jerichow  mit  allen 
Rechten  und  Nutzungen,  und  den  Landen  Klietz  und  Schollene, 
endlich  Plathe  und  Plauen  gab  Otto  dem  Markgrafen  Arneburg 
zurück,  und,  wenn  er  ihm  die  Pfandsumme  von  2000  Mark 
bezahlte,  Schloß  und  Stadt  Tangermünde.  Alle,  die  der  Erz- 
bischof im  Lande  Arneburg  belehnt  hatte,  sollten  bei  ihren 
Rechten  bleiben,  überhaupt  sollte  jeder  die  Mannen  des  andern 
mit  dem  Gute  belehnen,  das  sie  hätten.  Das  Schloß  zu 
Schollene  mußte  abgebrochen  werden.2 

Das  waren  die  Bedingungen,  unter  denen  sich  der  Erz- 
bischof  mit  den  Markgrafen  Ludwig  und  Otto  aussöhnte,  am 
2.  Juli  1354,  zugleich  belehnte  er  sie  mit  den  erzstiftischen 
Lehen,  die  die  askanischen  Markgrafen  besessen  hatten.3 

Die  Auslösung  von  Tangermünde  und  Arneburg  ließ 
nicht  mehr  lange  auf  sich  warten.  Als  sich  Ludwig  wegen 
des  Geldes  an  die  Bewohner  der  Altmark  wandte,  hatte  er 
bessern  Erfolg  als  das  erstemal,  wo  nur  Salzwedel  200  Mark 
gesteuert  hatte.  Im  Februar  L355  dankte  Ludwig  der  Römer 
in  einer  Urkunde  den  Rittern  und  Knechten  der  Altmark  und 
den  Bürgern  der  Städte  Stendal,  Salzwedel,  Gardelegen,  Oster- 
burg,  Seehausen  und  Werben  für  die  Hilfe,  die  sie  ihm  mit 
ihrem  Gelde  bei  der  Lösung  der  Schlösser  Tangermünde  und 
Arneburg  erwiesen  hatten.4 

1  Riedel  II,  2,  352. 

2  ebenda  357—359.  Klöden  IV,  175,  212.  Regest.  Karls  IV., 
R.  191,  196,  197,  200. 

8  Riedel  II,  2,  359. 
A  Riedel  I,  15,  150. 
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In  demselben  Jahre  schlössen  auch  die  askanischen 
Fürsten  mit  Ludwig  Frieden.  Sie  verzichteten  für  sich  und 
Waldemar,  der  am  Hofe  zu  Dessau  lebte,  auf  alle  Ansprüche 
auf  die  Mark  Brandenburg  und  entließen  die  Untertanen  der 
ihnen  geleisteten  Huldigung.  Dafür  erhielten  sie  von  Ludwig 
10  000  Mark  brandenburgischen  Silbers.1 

Am  21.  März  1355  endlich  huldigte  Sandau  dem  Erzstift 
und  gelobte,  ihm  die  gleiche  Treue  zu  halten  wie  den  branden- 
burgischen Markgrafen.2 

Damit  war  die  Komödie,  die  der  falsche  Waldemar  gespielt 
hatte,  völlig  beendet.  Ob  Erzbischof  Otto  wirklich  an  ihn 
glaubte,  wie  der  Verfasser  des  betreffenden  Teiles  der  Magde- 
burger Bischofschronik  als  Ohrenzeuge  berichtet3,  wird  bei 
dem  Dunkel,  in  das  Waidemars  Gestalt  durch  die  Dürftigkeit 
der  Quellen  gehüllt  bleibt,  schwerlich  je  entschieden  werden 
können.  Daß  Otto  sich  öffentlich  für  Waidemars  Echtheit 
aussprach,  kann  man  jedenfalls  nicht  als  Beweis  hinnehmen, 
daß  er  ihn  auch  wirklich  für  echt  hielt.  Denn  wie  hätte  er 
sonst  so  entschlossen  für  Waldemar  eintreten  können,  hätte 
er  verlauten  lassen,  Waldemar  sei  ein  Betrüger.  Daß  Otto 
sich  aus  Habsucht  auf  Waidemars  Seite  geschlagen  habe,  ist 
kaum  anzunehmen;  denn  zu  gewinnen  war  bei  der  ganzen 
Sache  von  vornherein  nicht  viel.  Daß  der  Erzbischof,  nachdem 
er  sich  einmal  mit  der  Sache  befaßt  hatte,  sie  zähe  verfolgte, 
bis  er  sich  ohne  Verlust  zurückziehen  konnte,  macht  ihm  nur 
Ehre.    Gewonnen  hatte  er  schließlich  tatsächlich  nichts. 

Noch  in  demselben  Jahre,  in  dem  sich  Erzbischof  Otto 
mit  den  brandenburgischen  Markgrafen  ausgesöhnt  hatte,  am 
3.  Dezember  1354,  kam  unter  Vermittlung  Ludwigs  des  Römers 
und  Herzog  Rudolfs  von  Sachsen  auch  eine  Einigung  mit 
dem  Markgrafen   Friedrich  von  Meißen   und  dessen  Brüdern 


1  Klöden  IV,  237  f. 

2  Riedel  II,  2.  366. 

3  Gesta,  S.  436. 
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Balthasar  und  Wilhelm  zustande.  Dabei  erhielt  der  Markgraf 
Nebra  und  Taucha,  die  Hälfte  des  Gerichts  zu  Reideburg, 
Werben  und  die  Hallische  Brücke  vor  Leipzig  zu  Lehen.  Für 
3500  Schock  Groschen  kaufte  der  Markgraf  Zörbig  und  zahlt 
800  davon  an.  Begliche  er  den  Rest  nicht  zu  Weihnachten 
übers  Jahr,  sollte  der  Erzbischof  die  800  zurückerstatten  und 
Zörbig  denen  von  Pouch  zu  Lehen  geben.  Was  die  Mark- 
grafen davon  aber  zu  Lehen  besessen  hätten,  sollte  der  Erz- 
bischof ihnen  binnen  sechs  Wochen  geben.  Innerhalb  dieser 
Frist  sollten  er  und  sein  Kapitel  auch  allen  Ansprüchen  auf 
Nebra  und  Taucha  entsagen.1 

Im  Anschluß  an  die  Belehnung  des  Markgrafen  durch 
Otto  schlössen  die  in  Merseburg  versammelten  Fürsten  ein 
Bündnis  untereinander  mit  ausführlichen  Bestimmungen  über 
das  Verhalten  des  Einzelnen  im  Kriegsfall a  und  den  folgenden 
Tag,  den  4.  Dezember  1354  bekräftigten  sie  dies  noch  durch 
einen  Landfrieden,  den  sie  auf  drei  Jahre  errichteten.3 

Den  geforderten  Verzicht  auf  die  beiden  Orte  Nebra  und 
Taucha  leistete  der  Erzbischof  am  Neujahrstage  1355.4  End- 
gültig entschieden  ward  die  Angelegenheit  mit  Reideburg 
jedoch  erst  im  Mai  1357  zu  Wittenberg.6  Hier  vereinbarte 
man  eine  Teilung,  die  sechs  Auserwählte  in  der  Weise  voll- 
ziehen sollten,  daß  beide  Herren  ihre  Gerichtsstube  in  Reide- 
burg sollten  behalten  können,  und  zwar  was  gegen  Halle  zu 
lag,  fiel  dem  Erzbischof,  was  gegen  Delitzsch,  dem  Mark- 
grafen zu. 

Die  Beziehungen  Erzbischof  Ottos  zu  dem  Brandenbutger 
in  den  letzten  Jahren  beschränkten  sich  auf  Geldgeschäfte. 
Statt  gewisser  Hebungen  aus  Stendal  überwies  Ludwig  dem 
Erzbischof   im   Jahre    1356    eine   Hebung   vom  Rathause   zu 

1  Gercken  IV,  504  f.     Magd.  Geschbl.  XI,  70. 

2  Riedel,  Suppl.  81. 

3  ebenda  32. 

4  Magd.  Geschbl.  XI,  72. 

5  Riedel  II,  2,  403. 
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Havelberg. 1  Drei  Jahr  später  bekennt  der  Markgraf  sich  dem 
Erzbischof  gegenüber  zu  einer  Schuld  von  406  Mark.  Dafür 
verpfändete  er  ihm  eine  Hebung  von  30  Mark  jährlicher  Rente 
aus  Havelberg,  und  verpflichtete  sich  am  2.  April  1359  zu 
Sandau,  300  Mark  binnen  drei  Jahren  zu  tilgen.2 

Schließlich  ist  noch  zu  gedenken,  daß  am  14.  April  1356 
auch  zwischen  dem  Bischof  Albrecht  von  Halberstadt  und 
Erzbischof  Otto  Friede  ward.  Landgraf  Friedrich  von  Meißen 
vermittelte  ihn.3  Seitdem  war  das  Verhältnis  des  Halberstädter 
Bistums  zu  Magdeburg,  solange  Otto  lebte,  gut.  Albrechts 
Nachfolger  Ludwig  nimmt  in  allen  seinen  Bündnissen  und 
Dienstverpflichtungen  den  Erzbischof  aus.4 

Mit  Herzog  Wilhelm  von  Lüneburg  ward  am  16.  Februar 
1358  ein  Streit  durch  Fürst  Heinrich  IV.  von  Anhalt  und  Graf 
Albrecht  zu  Mühlingen  und  Barby  geschlichtet,  in  dem  es 
sich  um  eine  Summe  Geldes  handelte,  die  Erzbischof  Otto 
an  Johann  und  Heinrich  von  Oberge  zu  zahlen  hatte.  Woher 
diese  Verpflichtung  rührte,  geht  aus  der  Urkunde  nicht  her- 
vor.5 Am  18.  Dezember  desselben  Jahres  ge'ang  es  Erz- 
bischof Otto,  seinerseits  eine  Sühne  zwischen  dem  Grafen 
Albrecht  II.  zu  Anhalt  und  dem  Grafen  Günter  zu  Barby  zu 
stiften.6 


1  Riedel  II,  2,  398. 

2  ebenda  416.     I,  3,  291,  292. 

3  Höchst.  Halberst.  III,  2465. 

4  ebenda  2582,  2578,  75,  43,  37. 

5  Heinemann  IV,  201. 

6  ebenda  216. 


Erzbischof  Ottos  Stellung  zu  Magdeburg.    Sein 
innerkirchliches  Wirken  und  sein  Ende. 

In  seinen  zahlreichen  Kriegen  hatten  die  Magdeburger 
ihren  Erzbischof  Otto  zumeist  unterstützt,  so  besonders  gegen 
Braunschweig  und  gegen  Friedrich  von  Meißen,  als  er  vor 
Reideburg  zog.  Jedes  Haus,  heißt  es  in  der  Magdeburger 
Schöppenchronik  l,  stellte  einen  Mann  zu  Roß  oder  zu  Fuß. 1 
Nur  einmal  wurde  das  gute  Einvernehmen  zwischen  den 
Bürgern  und  dem  Erzbischof  gestört.  Am  10.  April  1344 
verband  sich  Otto  nämlich  mit  dem  Domkapitel,  dem  Propst 
und  Dechanten  gegen  die  Gewalt,  die  ihnen  von  der  Stadt 
Magdeburg  geschehen  war  und  noch  geschehen  mochte.  Die 
Kosten  sollten  alle  zu  gleichen  Teilen  tragen.  Falls  der  Erz- 
bischof an  seinem  Leben,  Gut  oder  Gesinde  geschädigt  würde, 
sollte  das  Kapitel  keine  Sühne  annehmen,  bevor  der  ent- 
standene Schaden  wieder  ersetzt  wäre.  Ueberhaupt  sollte 
weder  der  Erzbischof  noch  das  Kapitel  allein  eine  Sühne 
schließen.2    Die  Vorgänge,    die  zu  dieser  Maßregel  führten, 


1  Schöppendfronik  S.  201. 

2  Magd.  Üb  1,388  Im  Kopiar  21,3  des  magd.  Archivs 
findet  sich  eine  Urkunde  genau  desselben  Wortlauts  aus  dem 
April  1327.  Doch  scheint  da  ein  Irrtum  des  Abschreibers  vor- 
zuliegen. Denn  damals  kann  Otto  kaum  erst  Nachricht  von  seiner 
Provision  gehabt  haben,  im  Besitz  der  päpstlichen  Urkunde  war 
er  jedenfalls  nicht;  fordert  doch  Johann  XXII.  unterm  5.  Aug.  1327 
den  Mainzer  Erzbischof  auf,  die  Freilassung  des  Ueberbringers 
der  Provision  für  Otto  zu  veranlassen.  Gesch.  Qu.  XXI  S.  200. 
Mag  es  auch  naheliegen,  die  Abmachungen  hier  durch  die  Er- 
mordung Burchards  zu  begründen,  sie  wären  doch  recht  voreilig 
gewesen. 


—     61     — 

sind  leider  nicht  bekannt.  Zu  wirklichen  Feindseligkeiten 
kam  es  jedenfalls  nicht. 

Während  des  Krieges,  den  die  Bürger  1351  mit  dem 
Stiftsadel  führten,  hielt  sich  Otto  still,  stand  aber  auf  Seite 
der  Städte.  Angeblich  hatten  die  Dienstmannen  ihn  vergeblich 
um  Schulden  gemahnt,  und  als  sie  meinten,  die  Stadt  sei 
durch  die  Pest  genügend  geschwächt,  das  Vieh  vor  den  Toren 
geraubt.  Das  war  der  Anfang  gewesen.1  Am  1.  April  1352 
ließ  sich  Otto  vom  Magdeburger  Rate  Wahrung  der  erzstift- 
lichen  Rechte  und  Hilfeleistung  in  allen  Fehden  zusichern,  und 
versprach  seinerseits  die  Gerechtsame  der  Stadt  zu  schützen.2 
Nachdem  der  Herzog  von  Sachsen-Lauenburg  am  10.  August 
1352  bei  Uhrsleben  geschlagen  worden  war,  baten  die  Adligen 
um  Frieden.  Sie  mußten  das  Geraubte  zurückgeben  und  für 
die  an  der  Ohre  Gefallenen  eine  Kapelle  bauen.  Dabei  fiel 
auch  Aldenhausen  ans  Stift,  das  die  Bürger  im  Kriege  nieder- 
gebrannt hatten.3 

Weniger  offen  und  ehrlich  war  Ottos  Verhalten  in  dem 
Streit,  den  die  Bürger  mit  der  Aebtissin  von  Gernrode  im 
Jahre  1358-  um  das  Schloß  Neugatersleben,  das  der  Rat  1350 
gekauft  hatte,  führten.  Die  Aebtissin  behauptete,  ein  Teil 
davon  ginge  von  ihr  zu  Lehen.  Als  ihr  die  Bürger  um  des 
Friedens  willen  neunzig  Mark  geben  wollten,  soll  ihr  der 
Erzbischof  und  der  Dechant  von  St.  Nikolai  geraten  haben, 
mehr  zu  verlangen.  Darauf  trat  die  Aebtissin  ihre  Ansprüche 
an  Herzog  Rudolf  II.  von  Sachsen  ab,  der  die  Magdeburger 
beim  kaiserlichen  Hofrichter  verklagte4,  obwohl  der  Erzbischof 
mit  den  Bürgern  verabredet  hatte,  sie  sollten  dem  Herzog 
hundert  Mark  geben  und  er  werde  beim  Herzog  für  sie 
wirken.  Die  Bürger  leisteten  der  Ladung  nicht  Folge  und 
wurden  verurteilt.  Um  nun  die  Vollstreckung  des  Urteils  zu 
verhüten,  sandten  die  Bürger  Boten  an  den  Kaiser  nach  Mainz, 


1  Schöppenchronik 

2  Magd  Üb.  I,  424. 

3  Sagittarius,  Kap.  XV,  §  XXIII. 

4  Magd.  Urk.  B.  I,  441.     Schöppenchronik  224  f. 
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zugleich  schickte  der  Erzbischof  seine  Vermittlungsvorschläge 
an  den  Herzog,  der  sich  auch  gerade  in  Mainz  aufhielt. 
Die  Gesandtschaft  der  Bürger  erreichte  jedoch  nichts  beim 
Kaiser.  Die  Angelegenheit  war  noch  nicht  erledigt,  als  Rudolf  II. 
von  Sachsen  einen  neuen  Prozeß  gegen  die  Stadt  anhängig 
machte,  um  seinem  Schwager,  dem  Grafen  von  Retz  zu  dem 
Burggrafenamte  zu  verhelfen,  das  seiner  Schwester  Helene 
zur  Mitgift  versprochen  worden  war.1  Das  Amt  war  jedoch 
seit  siebzig  Jahren  in  den  Händen  der  Bischöfe  gewesen,  und 
als  es  die  Stadt  an  diese  gab,  hatte  sie  sich  ausbedungen, 
es  sollte  nie  weiter  veräußert  werden.  Nun  hatte  Erzbischof 
Otto  den  Grafen  Retz  mit  dem  Amte  beliehen,  spielte  der 
Stadt  gegenüber  aber  den  Vermittler.  Die  Stadt  ordnete  auf 
Anraten  des  Bischofs  Dietrich  von  Minden  abermals  eine 
Gesandtschaft  ab  an  den  Kaiser.  Der  erwiderte  auf  ihre  Be- 
schwerde, daß  sie  mit  dem  Burggrafenamte  gar  nichts  zu  tun 
hätten,  da  es  dem  Erzbischof  und  der  Kirche  gehöre,  sie 
sollten  sich  an  den  Bischef  wenden.  Jetzt  räumte  Otto  ein, 
das  Amt  seiner  Nichte  und  ihrem  Gemahl  gegeben  zu  haben. 
Zuletzt  lud  der  Erzbischof  die  Bürger  nach  Calbe,  um  die 
Sache  ins  Reine  zu  bringen.  Er  mochte  eingesehen  haben, 
daß  er  ihnen  unrecht  getan  hatte.  Die  Bürger  beklagten  sich, 
daß  noch  keine  Abmachung,  die  sie  mit  ihm  als  Vermittler  in 
diesen  Angelegenheiten  getroffen  hätten,  gehalten  worden  sei. 
Man  kam  über  400  Mark  überein,  die  die  Stadt  dem  Herzog 
zahlen  sollte.  In  der  Neugaterslebener  Sache  sollte  der  Herzog 
die  Bürger  wieder  an  die  Aebtissin  weisen,  diese  aber  alles 
Recht  dem  Stift  überlassen,  worauf  der  Erzbischof  die  Bürger  zu 
belehnen  hätte.  Doch  bevor  diese  Bestimmungen  ausgeführt 
wurden,  starb  Erzbischof  Otto,  so  daß  die  Stadt  ihr  Geld  behielt. 

Bei  den  vielen  kriegerischen  Unternehmungen,  die  Erz- 
bischof Otto  fast  die  ganze  Zeit  seines  Episkopats  hindurch 
führte,  konnte  für  sein  Wirken  als  Geistlicher  nicht  viel  übrig 


Ueber  den  ganzen  Streit  vgl.  Schöppenchronik  229  ff. 
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bleiben.  Er  war  dies  überhaupt  wohl  weniger  als  Fürst,  wie 
es  dem  Geiste  des  Jahrhunderts  entsprach.  Immer  wieder 
ward  ihm  gestattet,  die  Visitationen  seiner  Diözese  durch 
Vertreter  vornehmen  zu  lassen.1 

Gleichwohl  war  er  in  jeder  Hinsicht  bedacht,  die  Güter 
seiner  Kirche  zu  mehren,  das  Verlorene  wieder  zu  ersetzen. 
So  bestimmte  er  mit  Zustimmung  des  Domkapitels,  als  1338 
und  1347  neue  Kanonikate  und  Präbendatstellen  eingerichtet 
wurden,  daß  jeder  Domherr  im  ersten  Jahr  fünf  Mark  zum 
Bau  der  Domkirche  und  beim  Hinaufrücken  in  eine  höhere 
Stelle  zwanzig  Mark  Silbers  zur  Einlösung  der  versetzten  und 
Anschaffung  neuer  Kirchengeräte  zu  steuern  habe  2  In  einem 
Statut  von  1335  hatte  er  schon  festgesetzt,  jeder,  der  eine 
Vikarie  an  der  Domkirche  erhalte,  habe  künftig  eine  halbe 
stendalsche  Mark  zu  den  gemeinschaftlichen  Lasten  der  Vikarien 
beizutragen.3  Um  für  die  Zukunft  ähnliche  Mißstände  aus- 
zuschließen, wie  er  sie  bei  seinem  Amtsantritt  vorgefunden 
hatte,  führte  er  in  einer  Provinzialsynode  vom  Jahre  1344 
den  Beschluß  herbei,  daß  jeden,  der  sich  an  den  Gütern  der 
Kirche  vergriffe,  die  Exkommunikation  treffen  solle.4  Im  Jahre 
1350  erließ  er  ein  Gebot  für  die  Kanoniker  des  Nikolaistifts 
in  Magdeburg,  die  nur  den  Titel  hätten,  sie  sollten  die  Ge- 
wohnheiten des  Stifts  beobachten,  widrigenfalls  sie  ihres  Rechts 
verlustig  gehen  würden.5 

Außer  den  im  Kriege  gewonnenen  Gebieten  brachte  er 
dem  Stifte  noch  anderweitig  Zuwachs.  So  kaufte  er  1336  für 
dreihundert  Schock  Groschen  Heldrungen  von  Dietrich  von 
Heldrungen.0  Derselbe  überließ  1346  der  Kirche  zu  Magde- 
burg sein  angestammtes  Gut,  das  Dorf  Schönfeld,  gegen  zehn 

1  Gesch.  Qu.  XXI,  510.  Urkunde  vom  2.  Okt.  1333;  ebenda 
Clem.  80  vom  7.  Juli  1345;  ebenda  XXII  Innoc.  59  vom  1.  Sep- 
tember 1354  und  228  vom  8.  Januar  1358. 

2  Dreyhaupt  I,  609.     Sagittarius,  S.  139,  145. 

3  Erzstift  Magd.  LV,  1. 

4  Boysen  III,  116  f. 

5  Copiar.  LVIII,  41  f. 

6  Dreyhaupt  I,  609. 
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Mark  jährlicher  Rente  vom  Burglehn  zu  Beiernaumburg. x  Durch 
Schenkung  fiel  1338  Schloß  Trebnitz  mit  Zubehör  von  Johann 
von  Gatersleben  ans  Erzstift2  Darüber  stellten  Hermann 
von  Wederde  auf  Liebenau  und  dessen  Söhne  dem  Erz- 
bischof 1344  einen  Lehnsrevers  aus.3  In  einem  Streite  zwischen 
Otto  und  der  Stadt  Halle  über  den  zu  Giebichenstein  ge- 
hörigen Hof  Brunnstein  siegte  Otto  durch  Entscheid  des  Dom- 
kapitels und  des  Rates  zu  Magdeburg  am  10.  November  1339.4 
Dagegen  verkaufte  er  1352  das  Judendorf  zu  Halle  für  370 
Schock  Groschen  an  den  Hallischen  Rat.5  Mit  Zustimmung 
des  Domkapitels  übertrug  er  das  Eigentumsrecht  an  zwei 
Inseln  bei  Schwarze  1342  den  Bürgern  von  Calbe6  Den 
Deutschrittern  in  Aken  erlaubte  er  am  9.  März  1356,  beim 
heiligen  Geisthospital  für  sich  und  ihre  Leute  einen  Kirchhof 
anzulegen.7  Im  Jahre  1337  hatte  er  einen  Prozeß  mit  dem 
Domstift  zu  Stendal  um  das  Patronat  über  die  Kapelle  in 
Hildagesburg.  Nachdem  er  am  20.  April  dieses  Jahres  einen 
Prokurator  dazu  bestellt  hatte,  bekannte  er  am  6.  Mai  in  einer 
zu  Wolmirstedt  ausgestellten  Urkunde,  die  Sache  sei  zugunsten 
des  Dechanten  in  Stendal  entschieden  worden.  Im  Jahre  1358 
leistete  er  auf  die  Diözesanrechte  an  genannter  Kapelle  gegen- 
über dem  Archidiakon  des  Wanzleber  Sprengeis  feierlich  Ver- 
zicht.8 1344  und  1347  verglich  er  den  Dompropst  mit  dem 
Kapitel  wegen  der  Schuldforderungen,  die  jener  diesem  gegen- 
über geltend  machte.  Es  handelte  sich  um  Kosten  einer  Rom- 
reise.9 Den  12.  Mai  desselben  Jahres  traf  er  Bestimmungen 
über   den  Tausch   geistlicher  Benefizien    in  seiner  Diözese.10 


1  Magd.  Geschbl.  II,  334. 

2  Dreyhaupt  I. 

3  Heinemann  III,  777. 

4  Magd.  Urkb.  I,  374.     Dreyhaupt  II,  854 
6  ebenda  498. 

6  Magd.  Geschbl.  XXXI,  376. 

7  ebenda  226. 

8  Riedel  I,  5,  81—84,  105.     Gesch.  Qu.  XXI,  Ben.  22. 

9  Magd.  Arch.  Erzst.  Magd  XIX,  27,  28,  28a. 
10  Magd.  Geschbl.  VIII,  332. 


—     65     — 

Nicht  sehr  eifrig  scheint  sich  Otto  gezeigt  zu  haben,  die 
Sammlungen  für  den  heiligen  Stuhl  auszuführen.  Hier  wird 
er  zur  Energie  ermahnt.  Hier  ist  es,  wo  von  seinem  Mangel 
an  Dankbarkeit  und  seiner  Widerspenstigkeit  gesprochen  wird.1 

Die  Bettelorden,  heißt  es,  begünstigte  Otto.2  Er  selbst 
siedelte  um  1336  die  Carmelitermönche  vor  der  Stadt  in  der 
Sudenburg  an.  Gegen  die  Geißelbrüder,  die  in  den  Pest- 
jahren 1348  und  1350  auftraten  und  bald  zu  einer  Landplage 
wurden,  schritt  Otto  mit  strengen  Verboten  ein,  noch  bevor  Papst 
Clemens  VI.  ihre  Unterdrückung  befahl.3  Einige  Beghinen,  die 
er  wegen  falscher  Lehren  hatte  einkerkern  lassen,  gab  er,  als 
sie  widerriefen,  frei.4  Die  Juden,  die  als  Urheber  der  Pest 
angesehen  und  verfolgt  wurden,  suchte  er  zu  schützen.  Doch 
konnten  er  und  die  Ratsmänner  es  nicht  hindern,  daß  das 
sinnlose  Volk  die  Judenstadt  stürmte  und  niederbrannte,  so  daß 
viele  in  den  Flammen  umkamen.  Die  Fliehenden  nahm  der 
Erzbischof  in  seinem  Palast  in  Schutz.5 

Am  St.  Jakobstage,  dem  25.  Juli  1360,  ward  Erzbischof 
Otto  krank:6  Er  ward  nicht  wieder  gesund.  Am  1.  Mai  1361 
starb  er  zu  Wolmirstedt,  wo  er  sich  am  liebsten  aufgehalten 
hatte.7  Er  stand  erst  im  58.  Jahre  und  hatte  33  Jahre  das 
Magdeburger  Archiepiskopat  verwaltet.  Mit  seinem  Tode 
brachte  man  ein .  Nordlicht  in  Verbindung,  das  sich  vorher 
gezeigt  hatte.8  Während  seiner  Krankheit  hatte  er  sich  von 
4  Domherren,  4  Adligen  und  4  Bürgern  geloben  lassen,  keinen 
Besitz  des  Stiftes  in  andere  Hände  zu  überantworten,  es  sei 
denn,  daß  einträchtig  ein  Nachfolger  gewählt  würde.8    Damit 


1  Gesch.  Qu.  XXII,  Inn.  116,  117.  Huber,  Reg.  Karls  IV.,  P.326. 

2  Gesta  437. 

3  Gesta  437.      Ausführliche    Beschreibung    ihres   Gebahrens 
Schöppenchronik  204  ff. 

4  Gesta  434,  Z.  28  f. 

5  ebenda  436. 

6  Schöppenchronik  232. 

7  ebenda  und  Gesta  437. 

8  Schöppenchronik  232. 


—     66     — 

beugte  er  ähnlichen  Zuständen  vor,  wie  die  gewesen  waren, 
in  denen  er  bei  seinem  Antritt  das  Bistum  vorfand. 

Um  so  größeres  Erstaunen  erregte  es,  als  man  nach  seinem 
Tode  entdeckte,  daß  er  nicht  soviel  hinterließ,  um  das  Begräbnis 
davon  zu  bezahlen.1  Denn  er  mußte  viel  Geld  durch  die 
Bestätigung  der  Unterbischöfe,  Aebte  und  Pröbste  eingenommen 
haben,  um  so  mehr,  als  die  Pest  für  häufigen  Wechsel  in 
Aemtern  und  Stellen  gesorgt  hatte. 

Deshalb  wollte  man  ihn  erst  heimlich  zu  Grabe  bringen, 
auch  weil  man  fürchtete,  der  Dechant  Arnd  möchte  ihm  das 
Begräbnis  verweigern,  da  er  seit  langem  mit  dem  Erzbischof 
und  den  Domherren  in  Streit  lag.  Doch  zuletzt  wurden 
Mittel  und  Wege  gefunden,  ihn  nach  der  Gewohnheit  feierlich 
zu  bestatten.2 

Die  Bürger  hatten  allen,  die  zum  Begräbnis  kommen 
wollten,  Frieden  verkündigt,  und  waren,  als  man  die  Leiche 
nach  Magdeburg  überführte,  dem  Zug  entgegengeritten.  Drei 
Nächte  lang  wurden  Totenfeiern  gehalten,  die  erste  in  St.  Sebastian, 
die  zweite  in  Unser  lieben  Frauen  und  die  dritte  im  Dom. 

Hier  steht  noch  heute  in  Stein  gehauen  sein  Bild  an  einem 
Pfeiler  des  Chors.3  Von  der  Inschrift:  Otto  archiepiscopus 
abnepos  sanctae  Elizabet,  cuius  anima  requiescat  in  pace  sind 
nur  noch  wenige  Reste  erhalten. 

Als  am  21.  Januar  1831  Ottos  Grab  geöffnet  wurde,  fanden 
sich  bei  der  Leiche,  deren  Pontifikalkleidung  noch  hinreichend 
zu  erkennen  war,  der  Stab,  ein  Kelch  mit  Patene,  beide  von 
dünnem  Silber  und  schwach  vergoldet,  und  Bruchstücke  von 
zwei  Ringen,  außerdem  fünf  bronzene  Siegelstempel.4 

1  Schöppenchronik  233. 

2  ebenda  234.  Der  Vogt  des  Erzbischofs  beschuldigt  sogar 
einige  Domherren,  sie  hätten  Otto  auf  dem  Tage,  den  er  mit  dem 
Markgrafen  von  Meißen  in  Merseburg  hatte,  vergiftet.  —  Hertel 
in  Magd.  Geschbl.  37,  S.  213,  bietet  nichts  neues. 

8  Abgebildet  bei  C.  L.  Brandt,  Der  Dom  zu  Magdeburg  1863. 

4  Beschrieben  von  K.  P.  Lepsius  in  N.  Mitteil.  d.  thür.-sächs. 
Vereins  6,  3.  Vgl.  Wiggert,  Begräbnisse  der  Erzbischöfe  im  Dom 
zu  Magdeburg.     Magd.  Geschbl.  II,  201  f. 
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Es  ist  nicht  leicht,  aus  der  dürftigen  Ueberlieferung  ein 
lebendiges  Bild  von  Ottos  Persönlichkeit  zu  bekommen,  ja, 
man  könnte  sagen,  es  ist  unmöglich.  Obwohl  er  nie  stille  in 
Magdeburg  saß,  immer  Krieg  führte,  so  ist  er  doch  verhältnis- 
mäßig wenig  hervorgetreten.  Die  Unruhe  lag  in  der  Zeit, 
dazu  kam,  daß  seine  Eigenschaft  als  Erzbischof  von  Magdeburg 
ihn  nicht  von  selbst  mit  Macht  in  die  große  Reichspolitik 
hineindrängte.  Einen  mächtigen  und  männlichen  Fürsten  nennt 
ihn  der  Schöppenschreiber;  bei  den  Magdeburgern  scheint  er 
nicht  unbeliebt  gewesen  zu  sein,  da  er  sich  nie  gegen  die 
Stadt  wandte.  Daß  er  sein  Leben  im  Dienste  und  zum  Heile 
der  ihm  anvertrauten  Diözese  hinbrachte,  ohne  nach  Ruhm 
und  Ehren  zu  streben,  die  außerhalb  dieses  Pflichtenkreises 
lagen,  ist  gewiß  nicht  das  geringste  Lob,  das  er  verdiente. 


Lebenslauf. 


Ich,  Friedrich  Hermann  Martin  Kluge,  wurde  am  14.  No- 
vember 1885  als  Sohn   des  Pfarrers  Ernst  Kluge  und  seiner 
Ehefrau  Marie  geb.  Herberg  in  Beiersdorf  in  der  Oberlausitz 
geboren,  bin  sächsischer  Staatsangehörigkeit  und  lutherischer 
Konfession.    Nach  7  jährigem  Besuche  der  Volkschule  meines 
Geburtsortes  trat  ich  Ostern  1899  in  die  Quarta  des  Gymnasiums 
zu  Bautzen  ein.    Bis  zur  Reifeprüfung,  die  ich  im  März  1906 
bestand,   gehörte   ich   dieser  Anstalt   als  Schüler   an.    Nach 
planlosen    Studien    in    Leipzig    und   München    kam    ich    im 
Sommer  1908  nach  Halle,  um  mich  endgültig  der  Germanistik 
und  Geschichte  zu  widmen.    Später  trat  hierzu  noch  National- 
ökonomie.    Am   23.  Mai  1911    bestand  ich   das  Rigorosum. 
Gehört  habe  ich  während  meiner  Studienzeit  in  Leipzig 
die    Herren    Professoren    und    Dozenten:    Birch  -  Hirschfeld, 
Gardthausen,  Hirt,  Holz,  Köster,  Lamprecht,  Schreiber, 
Witkowski,  Wundt; 
in  München:  Güttier,  Jordan,  Hartmann,  Frhr.  v.  Hertling, 

von  der  Leyen,  Muncker,  Paul,  Voll; 

in  Halle:  Bremer,  Brodnitz,  Conrad,  Hasenclever,  Havell, 

Heldmann,  Krahmer,  Lindner,  Menzer,  Meumann,  Ritter, 

Saran,  Schultze,  Sommerlad,  Stammler,  Strauch,  Wiese. 

Unter  ihnen  fühle  ich  mich  vor  allem  zu  Dank  verpflichtet 

Herrn  Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  Lindner,  der  auch  die  vorliegende 

Arbeit  anregte,  und  Herrn  Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  Conrad. 


